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Beginn: 10:03 Uhr

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!
Ich eröffne die heutige Sitzung und begrüße Sie alle
recht herzlich.

Wegen auswärtiger Verpflichtungen - Bundesrat -
sind beurlaubt Ministerin Dr. Sütterlin-Waack,
Minister Dr. Buchholz und Minister Dr. Habeck.

Bevor wir in die Tagesordnung einsteigen, begrü-
ßen Sie bitte mit mir gemeinsam auf der Besucher-
tribüne Schülerinnen und Schüler der Gemein-
schaftsschule Probstei in Schönberg sowie Gäste
der Abgeordneten Anita Klahn aus dem FDP-Kreis-
verband Stormarn. - Herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 und 6 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der
Erhebungspflicht für Straßenausbaubeiträge

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/150

b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Kommunalabgabengesetzes - Abschaffung
der Pflicht zur Erhebung von Beiträgen ge-
mäß § 8 Absatz 1 KAG

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Drucksache 19/159

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
höre und sehe, das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Grundsatzberatung. Die An-
tragsteller zu a) haben sich darauf verständigt, dass
die FDP-Fraktion beginnt. Insofern hat jetzt das
Wort der Herr Abgeordnete Stephan Holowaty von
der FDP-Fraktion.

Stephan Holowaty [FDP]:

Einen wunderschönen guten Morgen, meine Damen
und Herren! Liebe Besucher, herzlich willkommen
an der sonnigen Förde! Wir haben es heute mal ge-
schafft, zum Ende dieses Tagungsabschnitts auch
mal ordentlich gutes Wetter zu bestellen.

Meine Damen und Herren, Jamaika macht sich mit
diesem Gesetzentwurf auf den Weg, eines der größ-
ten Ärgernisse für die Menschen in Schleswig-Hol-

stein aus der letzten Legislaturperiode zu beseiti-
gen, nämlich die Straßenausbaubeiträge.

Es geht dabei - das sei vorausgeschickt - nicht um
die berühmten 2,15 €, sondern es geht um echte
Probleme. Jeder, der sich heute in den Kommunen
mit kommunalem Straßenbau beschäftigt, weiß es.
Straßenausbaubeiträge für die Anlieger sind eine
ständige Quelle für Unfrieden, sind auch eine stän-
dige Quelle von echten Härtefällen.

Die Menschen empfinden es als ungerecht und un-
verständlich, dass manch eine Gemeinde erst - so
erscheint es jedenfalls vielen - jahrelang Instandhal-
tungs- und Sanierungsmaßnahmen verschleppt und
dann nach teuren Ausbauten den Anliegern Gebüh-
renbescheide und Beitragsbescheide zusendet.

Es geht dabei um junge Familien, die gerade eben
ihr mit viel Mühe und Eigenleistung gebautes
Häuschen beziehen und nach der horrenden Grund-
erwerbsteuer nun auch noch zusätzlich große Sum-
men für einen plötzlichen Straßenausbau bezahlen
sollen. Es geht um den mittelständischen Gewerbe-
betrieb, der sich plötzlich einer Millionenforderung
gegenübersieht. Es geht um Senioren, die auch mit
viel Mühe kurz vor dem Abbezahlen ihres Hauskre-
dites stehen und von ihrer Bank aufgrund ihres Al-
ters - Stichwort Bankenregulierung - keinen Kredit
mehr für die Zahlung ihrer Straßenausbaubeiträge
bekommen und deshalb plötzlich vor dem Zwangs-
verkauf ihrer Altersvorsorge stehen können.

Das, meine Damen und Herren, sind keine Horrors-
zenarien, das sind reale Szenarien, die wir in den
letzten Jahren in manchen Gemeinden erkannt ha-
ben.

Meine Damen und Herren, es geht nicht um einen
Pappenstiel, sondern es geht um Existenzen, es geht
um Hoffnungen, es geht um Lebenspläne. Wollen
wir wirklich, dass Menschen ihr mühsam gebautes
und bezahltes Eigenheim plötzlich verkaufen müs-
sen oder Angst haben, es verkaufen zu müssen und
vor dem Ruin stehen, weil die Gemeinde die Ent-
scheidung trifft, ihre Straße auszubauen? Das Ei-
genheim wird damit zum unkalkulierbaren Exi-
stenzrisiko. Dabei sollte es doch ein bedeutendes
Standbein der Altersvorsorge sein.

Bereits in der letzten Wahlperiode - Sie wissen das
- gab es hierzu eine öffentliche Petition mit Tausen-
den von Mitzeichnern und Unterstützern. Straßen-
ausbaubeiträge sind also ein echtes Thema bei den
Menschen im Land.

Schauen Sie in unser Land: Ob es Henstedt-Ulz-
burg ist oder Seedorf bei Bad Oldesloe, ob es Eck-
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horst ist, Groß Vollstedt oder Lübeck; alle Größen
sind dabei. Straßenausbaubeiträge produzieren vor
allem eines: wütende Bürger. Aus diesem Grund
hat Jamaika das Ziel, den Kommunen die Möglich-
keit zu geben, aus eigener Verantwortung auf Stra-
ßenausbaubeiträge zu verzichten. Es ist, so sehe ich
es, die Verpflichtung der Gemeinde, für den Unter-
halt und Ausbau der gemeindlichen Straßen zu sor-
gen. Und genauso sehen das auch die meisten Bür-
ger in den Gemeinden. Gute Infrastruktur ist die Sa-
che aller.

(Beifall FDP und CDU)

Der vorliegende Gesetzentwurf ist - bei aller Kürze
des heutigen Gesetzentwurfs - der Einstieg in das
Ende der Straßenausbaubeiträge und damit eine
wirklich gute Nachricht für die Menschen in diesem
Land am heutigen Tag. Wir begeben uns heute auf
einen Weg, mit dem am Ende Gemeinden und Bür-
ger entlastet werden. Jeder, der den Finger am Puls
der Sorgen der Kommunen hat, weiß ganz genau,
dass der Gesetzentwurf, über den wir heute in Ers-
ter Lesung beraten, ein Einstieg ist. Wir wissen sehr
wohl, dass die Kommunen viele Fragen haben und
viele Fragen haben werden, die wir natürlich gut
beantworten müssen.

Wir werden sicherstellen, dass es echte Wahlmög-
lichkeiten gibt. Wir werden sicherstellen, dass der
Verzicht auf die Erhebung von Straßenausbaubei-
trägen nicht zum Nachteil bei der Genehmigung
von Kommunalhaushalten oder der Mittelzuwei-
sung des Landes führt. Wir werden sicherstellen,
dass Konsolidierungsgemeinden nicht schlechter
gestellt oder gar bestraft werden. Konsolidierungs-
gemeinden brauchen unsere Hilfe und Unterstüt-
zung, meine Damen und Herren, nicht ein weiteres
Verrotten ihrer Infrastruktur und ihrer Straßen.

(Beifall FDP und CDU)

Wir werden weiter sicherstellen, dass Fehlbedarfs-
zuweisungen nicht mit dem Hinweis, „Ihr könntet
ja Straßenausbaubeiträge erheben!“, gekürzt wer-
den oder gar entfallen. Und wir werden sicherstel-
len, dass ein erneuertes, ein verbessertes Finanzaus-
gleichsgesetz dafür sorgt, dass Gemeinden im gan-
zen Land ihre Infrastruktur in einem hervorragen-
den Zustand halten können. Darüber freue ich mich
sehr. - Vielen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort haben jetzt die Antragsteller zu b), also
die AfD-Fraktion. Ich erteile dem Herrn Abgeord-
neten Volker Schnurrbusch das Wort.

Volker Schnurrbusch [AfD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste! Vielen Dank, sehr geehr-
ter Herr Holowaty, dass Sie dieses Thema so gut
umrissen haben. Ich werde das unterstützen.

Straßenausbaubeiträge sind wichtig für die Kom-
munen; das ist richtig. Sie sind aber auch ein stän-
diges Ärgernis für die Bürger; denn Anlieger wer-
den oft noch nach Jahren zur Kasse gebeten, um die
Ausbesserung ihrer Wohnstraßen nachträglich zu
finanzieren.

Mich hat es im letzten Jahr selber erwischt. Plötz-
lich wurden ein paar tausend Euro fällig. Und man-
che meiner Nachbarn traf es viel schlimmer. Da gab
es Landwirte, die eine frisch asphaltierte Dorfstraße
mitfinanzieren mussten, und zwar mit fünfstelligen
Beiträgen, weil neben ihrem Wohngrundstück auch
noch ihre Felder und Wiesen in die Berechnung
einbezogen wurden, wenn auch mit einem geringe-
ren Erhebungsschlüssel. Auch wenn der Landwirt
gar keine Asphaltrennbahn zu seinen Äckern
braucht, weil sein Traktor auch mit einem Feldweg
zurechtkäme, muss er tief in die Tasche greifen.

Dasselbe Schicksal ereilt, beziehungsweise ähnli-
che Gebührenbescheide ereilen, auch ältere Mitbür-
ger, die das Pech haben, dass ihr Altenteil auf ei-
nem großen Grundstück liegt. Ob und wie die Se-
nioren die frisch aufgebesserte Straße überhaupt
nutzen, spielt für die Bauämter keine Rolle. Leider
kommt es dadurch immer wieder zu sozialen Här-
ten für manche Anwohner. Gerade in ländlichen
Regionen sind sie bereits durch den Preisverfall am
lokalen Immobilienmarkt betroffen und werden
durch die Erhebung von vierstelligen oder höheren
Straßenausbaubeiträgen nochmals gebeutelt, was in
solchen Fällen in einem krassen Missverhältnis
zum Wert ihrer Immobilie steht.

Ein niedriges Einkommen kann in solchen Fällen
gerade ältere Mitbürger vor existenzielle Probleme
stellen. Doch gegen die gefürchteten Bescheide ist
meistens kein Kraut gewachsen, denn das Kommu-
nalabgabengesetz schreibt in Schleswig-Holstein
die Erhebung von Beiträgen zwingend vor. Doch
die Proteste von Bürgern gegen diese Form der Fi-
nanzierung nehmen zu. In Niedersachsen gibt es
bereits 50 Bürgerinitiativen, die sich gegen die Bei-
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tragssatzungen ihrer Gemeinden zur Wehr setzen.
In Schleswig-Holstein - wir haben es gerade gehört
- gab es Petitionen, und der Eigentümerverband
Haus & Grund bearbeitet Hunderte von Einsprü-
chen und Klagen von Bürgern.

Das ist kein Wunder, denn die derzeitige Rechtsla-
ge kann zu gravierenden Ungleichbehandlungen
führen. Das beginnt bei der Tatsache, dass manche
Gemeinden keine Beitragssatzungen haben. Wo
solche Satzungen vorliegen, werden sie teilweise
nicht oder nur intransparent umgesetzt. Manche
Kommunen sehen sich dem Vorwurf ausgesetzt -
ich finde: zu Recht -, dass die Instandhaltung der
Straßen zunächst vernachlässigt wurde, um dann
später die Kosten für eine viel aufwendigere Sanie-
rung auf die Anlieger abzuwälzen.

Wie ist denn die Situation für Grundstückseigentü-
mer? Für die erstmalige Erschließung eines Grund-
stücks muss bezahlt werden. Hinzu kommen die
Belastungen durch die in Schleswig-Holstein sehr
hohe Grunderwerbsteuer. Wir wissen: In Schles-
wig-Holstein ist das ein großes Thema. Genau wie
die Straßenausbaubeiträge hat die AfD das in ihrem
Wahlprogramm. Das ist übrigens weder rechts noch
populistisch, sondern bürgernah, familienfreundlich
und sozial gerecht.

(Beifall AfD)

Dazu kommen für den Eigentümer steigende
Grundsteuersätze, und schließlich langen die Kom-
munen noch mit ihren Abgaben hin. Die Erhebung
von Beiträgen sollte daher aus unserer Sicht nicht
länger auf der Grundlage einer generellen Beitrags-
pflicht, sondern im Rahmen einer Ermessensrege-
lung durch die Gemeinden erfolgen. Ersatzweise
könnten Mittel aus dem kommunalen Finanzaus-
gleich zur Verfügung gestellt werden, wie es Minis-
ter Dr. Garg im November 2016 in diesem Haus
schon vorgeschlagen hatte. Eine solche Forderung
könnten auch wir als AfD-Fraktion mittragen, wo-
hingegen wir einen finanziellen Ausgleich, zum
Beispiel durch die Anhebung der Grundsteuer, in
einer Zeit steigender Steuereinnahmen selbstver-
ständlich ablehnen würden.

Unser Antrag möchte diese generelle Beitrags-
pflicht abschaffen und sie in das Ermessen der
Kommunen stellen. Dies verschafft den kommuna-
len Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs-
trägern größere Gestaltungsmöglichkeiten bei der
Bemessung von Beiträgen, unterstreicht aber auch
die Verantwortung der Gemeinden gegenüber den
Bürgern zur spürbaren Abmilderung finanzieller
Belastungen.

Denn die Kosten für Infrastrukturmaßnahmen be-
wegen sich am ehesten in einem verträglichen Rah-
men, wenn eine regelmäßige Instandhaltung erfolgt.
Hierbei stehen das Land und die Kommunen glei-
chermaßen in der Pflicht gegenüber uns Bürgern.

Die neue Kann-Regelung, die wir vorschlagen, ist
bürgernah und flexibel. Daher beantragen wir die
Überweisung in den Innen- und Rechtsausschuss. -
Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Beate
Raudies das Wort.

Beate Raudies [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Da liegt
er nun auf dem Tisch, Ihr Gesetzentwurf zur Ab-
schaffung der Straßenausbaubeiträge, zwar nicht,
wie in Ihrem 100-Tage-Programm versprochen, als
Gesetzentwurf der Regierung, aber in kleinen Din-
gen sind wir großzügig.

(Zuruf CDU: Oh!)

Mit einer Abschaffung hat dieser Gesetzentwurf
leider nichts zu tun; das hat sogar der Kollege Ho-
lowaty zugegeben.

(Beifall SPD)

Im Gegenteil: Sie wollen hier kurz vor der Bundes-
tagswahl - sic! - den Eindruck erwecken, die
Grundstückseigentümer und Grundstückseigentü-
merinnen von der ungeliebten Abgabe zu entlasten.
Tatsächlich verschieben Sie die Verantwortung nur
in die kommunalen Vertretungen.

Entgegen anderslautender Versprechungen aller
Fraktionen vor der Landtagswahl erstatten Sie den
Städten und Gemeinden den Einnahmeausfall nicht,
der aus diesem Verzicht folgt.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Dazu ist Ihr Gesetzentwurf auch noch handwerkli-
cher Murks. Ich gebe zu: Der Zusammenhang zwi-
schen Gemeindeordnung und Kommunalabgaben-
gesetz ist nicht immer leicht zu verstehen. Aber hat-
ten wir nicht erst im Frühjahr eine Anhörung zu
dem Thema, in der alle angehörten Juristen auf die-
sen Zusammenhang hingewiesen haben? Da hätte
es doch gereicht, die Anhörungsunterlagen zu le-
sen, oder ist das zu viel verlangt?
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(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Außerdem ist Ihr Gesetzentwurf auch noch unvoll-
ständig, aber das könnte Absicht sein. Wille der
Koalitionäre - das haben wir gerade wieder gehört -
ist es, dass der Verzicht auf die Erhebung der Bei-
träge nicht zu Nachteilen bei der Genehmigung des
Kommunalhaushaltes führen darf. Wieso findet
sich denn dazu nichts im Gesetzentwurf, sondern
nur in der Begründung? Verbindlichkeit geht ein
bisschen anders.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Wenn das alles nachgebessert werden soll, warten
wir das gespannt ab.

Viel schlimmer finde ich, dass der vollmundig ver-
sprochene finanzielle Ausgleich auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag verschoben wird. Mit Ihrer Er-
laubnis, Herr Präsident, zitiere ich aus dem Koaliti-
onsvertrag:

,,Ziel ist es, dass die Kommunen im Rahmen
der Neuordnung des kommunalen Finanzaus-
gleichs in die Lage versetzt werden, ihrer
Verpflichtung zum Ausbau kommunaler
Straßen nachzukommen."

(Beifall Klaus Schlie [CDU] und Birte Pauls
[SPD])

- Hört sich gut an? Dann darf ich die Herrschaften
daran erinnern, dass das Landesverfassungsgericht
eine Frist zur Nachbesserung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs bis 2020 eingeräumt hat. Vor 2021
können Städte und Gemeinden dann wohl kaum mit
zusätzlichen Mitteln rechnen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Macht nichts, dann kann man die Grundsteuer oder
die Hundesteuer erhöhen. Irgendwo muss es ja her-
kommen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Ebenso laden Sie die praktischen Probleme der
Umsetzung bei den Kommunen ab. Wie soll eine
Stadt, die seit Jahrzehnten Beiträge erhebt, mit die-
ser Freiwilligkeit umgehen? Selbst wenn ich dabei
unterstelle, die Kommune verfüge über ausreichen-
de Einnahmen, um alle erforderlichen Investitionen
- also nicht nur in Straßen und Kanäle, sondern
auch in Schulen, Sportanlagen, Kindertagesstätten
oder Feuerwehrfahrzeuge - zu finanzieren, frage

ich: Wie gestaltet sich denn dann der Übergang?
Müssen Beiträge zurückgezahlt werden? Für wel-
chen Zeitraum? Was ist mit den Ablöseverträgen,
die manche Kommunen bereits geschlossen haben?
Was ist mit den laufenden Ratenvereinbarungen
oder den wiederkehrenden Beiträgen? Hierfür bietet
ihr Gesetzentwurf nicht mal den Ansatz einer Lö-
sung: Das Ding ist mit ,,Katze im Sack" noch vor-
nehm umschrieben.

(Beifall SPD - Heiterkeit Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Sie kippen diese Probleme den Kommunalpoli-
tikern und Kommunalpolitikerinnen vor Ort vor die
Füße, die sich neben der nebulösen Finanzierung
auch noch mit den absehbaren Protesten der Zu-
kurzgekommenen herumschlagen dürfen. Wenn das
Ihr Beitrag zur Förderung des kommunalen Ehren-
amtes ist - na, vielen Dank dafür!

(Beifall SPD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Frau Abgeordnete Raudies, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Zwischenbemerkung des Abgeord-
neten Vogt?

Beate Raudies [SPD]:

Sehr gern.

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank Frau
Kollegin. - Ich finde Ihre Aufregung sehr lei-
denschaftlich.

(Beate Raudies [SPD]: Danke! Ich gebe mir
Mühe! - Heiterkeit - Dr. Ralf Stegner [SPD]:
Auch Leidenschaft muss man haben, Herr
Kollege Vogt! - Weitere Zurufe)

Ich wollte Sie fragen, da Sie viel an der Form
herumgekrittelt haben, was Sie immer gerne
machen, ob Sie nun zum Inhalt zurückkom-
men.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das war der Inhalt!)

Finden Sie es sozial gerechter, wenn Oma
10.000 € für ihr Häuschen bezahlen muss,
weil die Straße saniert wird, als wenn alle
Bürger das bezahlen müssen? Finden Sie es
gerechter, wenn eine einzige Frau das bezah-
len muss?
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Beate Raudies [SPD]:

Wissen Sie, Herr Vogt, ich habe 23 Jahre in der
Vertretung einer Stadt gesessen, in der Straßenaus-
baubeiträge erhoben werden. Sie können mir glau-
ben, dass ich diese Diskussion mit vielen Menschen
geführt habe, unter anderem mit meinem eigenen
Vater, und das war deutlich schwieriger als das,
was ich hier mit Ihnen diskutieren muss.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW] - Hans-Jörn Arp [CDU]: Dann hätten
Sie doch auf Ihren Vater hören sollen! - Hei-
terkeit und Beifall CDU und FDP)

- Ich habe bei vielen Dingen auf meinen Vater ge-
hört, und er wäre stolz auf mich, wenn er mich hier
sehen könnte.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt FDP)

Bevor meine Redezeit ganz abläuft: Sie wissen
ganz genau, welche Auseinandersetzungen den
Kommunen künftig bevorstehen. Nicht umsonst hat
der Ministerpräsident in seiner Regierungserklä-
rung formuliert:

„Wir geben Kompetenzen an die Kommunen
zurück in der Erwartung, dass die Kommu-
nen die Spielräume, die wir ihnen geben, nut-
zen - im Angenehmen wie im Schwierigen.“

Frau Klahn hat in der „Schleswig-Holsteinischen
Landeszeitung“ vom 20. September 2017 - Herr
Holowaty hat es erwähnt - gesagt: Wir tragen dem
Wunsch der Bürger Rechnung, die die Petition un-
terschrieben haben. - Ich sehe Sie hier oben auf der
Tribüne sitzen, Herr Gärtner. Lassen Sie sich kein
X für ein U vormachen. Das, was hier passiert, ist
nicht das, was Sie gefordert haben. Sie werden ge-
rade hinter die Fichte geführt.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Die Koalition begründet ihren Änderungsantrag
auch damit, dass sie den Kommunen mehr Gestal-
tungsfreiheit einräumen möchte. Aber wie sagte die
Kollegin Ines Strehlau von den Grünen doch so
schön im August 2012 in der Debatte zur Änderung
des KAG?

„Was Sie mit ihren Gesetzen erreichen, ist
Freiheit vorwiegend für wohlhabende Kom-
munen. Das Ganze geht aber zulasten der
Schwächeren.“

Das sei nicht unsere Vorstellung von Gerechtigkeit
in der kommunalen Familie. Dem habe ich nichts
mehr hinzuzufügen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Petra
Nicolaisen das Wort.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Seit es die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen
hier in Schleswig-Holstein gibt, führen wir diese
Diskussion; ich hier zum dritten Mal im Parlament.
Ob diese nun nach gerechten Verteilmechanismen
erhoben werden können oder nicht, stellen wir hier
jedes Mal wieder infrage.

Frau Raudies, es geht in unserem Gesetzentwurf
nicht um eine Abschaffung, es geht um eine Frei-
stellung.

(Beate Raudies [SPD]: Ja!)

Wenn Sie einen Blick in den Koalitionsvertrag wer-
fen, dann werden Sie feststellen, dass die Finanzie-
rung dessen nicht auf den Sankt-Nimmerleins-Tag
verschoben ist.

Ja, Straßenausbaubeiträge sind ein Weg der Finan-
zierung - das gestehe ich zu, das bestreite ich auch
gar nicht, sie sind durchaus auch rechtlich zuläs-
sig -, aber sie sind weder der einzige noch der beste
Weg. Denn die Erhebung von Straßenausbaubeiträ-
gen - das ist mehrfach schon angeführt worden -
verursacht bei vielen Bürgerinnen und Bürgern Un-
mut und bei vielen Verwaltungen auch einen erheb-
lichen Verwaltungsaufwand, und dieser steht mit
Sicherheit nicht immer im Verhältnis zum Straßen-
ausbau.

In der letzten Legislaturperiode haben mehr als
20.000 Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-
Holsteiner eine Online-Petition zur Abschaffung
unterzeichnet.

(Zuruf SPD: Zur Abschaffung!)

Eckhorst und Stockelsdorf sind nur zwei Gemein-
den, die ich hier nennen will, in denen sich Bürge-
rinnen und Bürger ungerecht behandelt fühlen, da
sie zu Straßenausbaubeiträgen herangezogen wer-
den. Es handelt sich - auch das ist mehrfach gesagt
- eben nicht um 10 € für falsches Parken. Wir spre-
chen von 1.000 € oder von 10.000 €.
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(Werner Kalinka [CDU]: So ist es!)

Es gibt viele Menschen, die sich das nicht leisten
können. Das müssen wir im Blick behalten; denn
das führt in vielen Fällen - das habe ich in der letz-
ten Legislaturperiode auch schon gesagt - zu exi-
stentiellen Belastungen.

(Beifall CDU, FDP und AfD)

Mir ist durchaus bewusst, dass eine freiwillige Er-
hebung von Beiträgen die Gemeinden in die Pflicht
nimmt, klar. Aber die jetzige Regelung macht es
eben möglich, auf das Land zu verweisen und zu
sagen: Wir können gar nicht anders. - Aber ist das
wirklich richtig? Wollen wir das? Ich meine nicht.
Ich bleibe dabei: Es ist eine Aufgabe der kommuna-
len Selbstverwaltung, zu entscheiden, welchen Weg
diese im Einzelfall wählt.

(Beifall CDU, FDP und AfD)

Denn diejenigen, die vor Ort die Entscheidung tra-
gen, wissen am besten, was sie tun. Frau Kollegin
Raudies, das Zauberwort an dieser Stelle heißt
„kommunale Selbstverwaltung“: selbst in der Kom-
mune entscheiden zu können.

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen erhalten die Kommunen nun die Mög-
lichkeit, zukünftig in eigener Verantwortung auf
Straßenausbaubeiträge zu verzichten. Wichtig ist
uns dabei, dass der Verzicht auf die Erhebung von
Ausbaubeiträgen nicht zum Nachteil bei der Geneh-
migung des Kommunalhaushaltes oder bei einer an-
deren Mittelzuweisung durch das Land führt.

(Beifall CDU und FDP)

Weiterhin muss es Ziel sein, dass im Rahmen der
Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs die
Kommunen in die Lage versetzt werden, ihrer Ver-
pflichtung zum Ausbau der kommunalen Straßen
nachkommen zu können.

Kurz zum AfD-Gesetzentwurf: Herr Kollege
Schnurrbusch, Sie müssen die Gemeindeordnung
ändern, um die verpflichtende Erhebung abzuschaf-
fen. Eine Änderung des Kommunalabgabengesetzes
hilft Ihnen an dieser Stelle nicht weiter.

(Beifall CDU und FDP - Dr. Kai Dolgner
[SPD]: Sie müssen beides ändern!)

Ich bedanke mich an dieser Stelle bei den anderen
beiden regierungstragenden Fraktionen. Wir gehen
jetzt ins parlamentarische Verfahren. Wir werden
mit Sicherheit noch die Möglichkeit haben, Ände-
rungen einzupflegen, ob seitens des Wissenschaftli-
chen Dienstes oder von anderer Seite. Ich fordere

Sie herzlich auf, auch von der SPD und vom SSW,
weitere Eingaben zu machen.

Die CDU steht zur kommunalen Selbstverwaltung.

(Unruhe - Glocke Präsident)

In über 1.100 Gemeinden wollen wir den Kommu-
nen diese Entscheidungsbefugnis nicht entziehen. -
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Volker Schnurrbusch [AfD])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Abgeordnete Ines Strehlau das Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident!

(Unruhe)

- Wir können darüber im Rahmen der Anhörungen
des Rechtsauschusses noch gut diskutieren.

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Ines Strehlau.
Ich bitte insgesamt um ein bisschen mehr Aufmerk-
samkeit gegenüber den Rednerinnen und Rednern
hier am Pult.

(Beifall CDU, FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Petra Nicolaisen, ich nehme den Dank für
uns Grüne sehr gern an. Es war kein leichter Gang
für uns, uns zu diesem Gesetzentwurf durchzurin-
gen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das Problem
kennen wir! - Heiterkeit)

„Eine Rechtspflicht zur Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen besteht nicht“ - so schlicht kann ein
Gesetzentwurf sein, der eine weitere Wendung in
einem lange währenden Streit darstellt. Hatten
CDU und FDP 2012 noch rasch die Rechtspflicht
zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen aufgeho-
ben, hatte die Küstenkoalition als eine ihrer ersten
Amtshandlungen die Verpflichtung wieder einge-
führt. Die Argumente pro und kontra sind lange
ausgetauscht; wir haben gerade einen Eindruck da-
von bekommen. Beide Seiten erheben Anspruch auf
deren Richtigkeit.
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Es stimmt: Seit Langem sind die Kommunen unter-
einander uneins und viele von ihnen mit dem Status
quo nicht einverstanden. Auch in den Städten sind
die Stimmen immer lauter geworden, mit der Ein-
ziehung der Beiträge sei ein unnötiger bürokrati-
scher Aufwand verbunden. Bürgerinnen und Bürger
monieren immer wieder nicht nachvollziehbare
Entscheidungen der Verwaltung. Das bedeutet nicht
nur Rechtsunsicherheit, es führt im schlimmsten
Fall sogar zu juristischen Auseinandersetzungen
und Klagen. Das ist eine Kritik, die wir ernst neh-
men und die uns Grüne dazu bewogen hat, im Koa-
litionsvertrag dem Anliegen von CDU und FDP zu-
zustimmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Während der Regierungszeit der Küstenkoalition
haben wir betont, dass uns der Gleichklang aller
Kommunen wichtig ist. Unsere Sorge war und ist
weiterhin: Es darf nicht zu einem Wettbewerb unter
den Kommunen kommen. Wir wollten verhindern,
dass die finanziell schwächer aufgestellten Kom-
munen, wie vor allem die großen Städte, noch mehr
Druck zu spüren bekommen und zu finanziell unso-
liden Entscheidungen getrieben werden.

Nun soll die Rechtspflicht abgeschafft werden. Die
Befreiung von der Pflicht, Straßenausbaubeiträge
zu erheben, muss sich in der Praxis bewähren. Man
muss keine Prophetin sein, um vorherzusagen:
Auch in dieser Konstellation wird es Unzufriedene
geben.

Wenn Kommunen die Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen nun abschaffen, stellt sich die große
Frage, wie die Straßen vor Ort finanziert werden.
Die Kommunen, die es sich leisten können, sind
fein raus und können auf ihr Finanzpolster zurück-
greifen. Die Kommunen, die sie abschaffen und in
denen die Kasse jetzt schon klamm ist, werden
wohl oder übel Steuererhöhungen durchsetzen müs-
sen. Aus unserer Sicht ist das nicht die ungerechte-
ste Lösung, weil dann alle gleichmäßig an den Stra-
ßenausbaukosten beteiligt werden. Das wäre eine
interessante Entwicklung der Grundsteuer hin zu ei-
ner kommunalen Infrastruktursteuer.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, mit dem Gesetzentwurf liegt mehr Entschei-
dungsfreiheit bei den Kommunen vor Ort. Aber in
dieser Freiheit liegt auch eine Verantwortung, näm-
lich die Verantwortung zum sorgsamen Umgang
mit den kommunalen Finanzen. Bereits jetzt wer-
den Stimmen laut, das Land müsse es nun richten
und für solide Straßen in den Kommunen sorgen.

Das Land beteiligt sich schon jetzt mit einem zwei-
stelligen Millionenbetrag am kommunalen Straßen-
bau, und wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart,
den Erhalt kommunaler Straßen noch stärker zu un-
terstützen. Außerdem werden wir den Anteil der
GVFG-Mittel für die Sanierung von kommunalen
Straßen auf 65 % erhöhen.

Unabhängig von diesen Mitteln bleibt die Frage, ob
und wie sich das Land darüber hinaus beteiligt, so
wie es sich die Kommunen wünschen. Dies wird
uns sicherlich im Rahmen der Beratungen zum
kommunalen Finanzausgleich wieder begegnen.
Wir Grüne werden uns für eine solide Finanzierung
der Kommunen einsetzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Frau Kollegin
Strehlau, können Sie mir als geschätzte
Kommunalexpertin erläutern, wie eine Kom-
mune GVFG-Mittel für die Sanierung von
Anliegerstraßen einsetzen können soll?

- Das ist ein Paket zur Sanierung von kommunalen
Straßen. Davon kann man auch Anliegerstraßen fi-
nanzieren.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ich glaube, das soll-
ten wir noch einmal in der Anhörung näher
besprechen!)

- Dann ist das ein interessanter Punkt für die Anhö-
rung. Ich lerne gern dazu.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und SSW)

Die Kommunen vor Ort müssen ihre Hausaufgaben
machen. Mit der Abschaffung der Pflicht zur Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen ist also nicht ver-
bunden, dass das Land jetzt die Kosten für die Sa-
nierung der Straßen trägt. So mag es in einigen
Wahlprogrammen gestanden haben, nicht aber im
Wahlprogramm der Grünen, und es hat nicht Ein-
gang in den Koalitionsvertrag gefunden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Kommunen sollten deshalb intensiv abwägen,
ob sie wirklich die Beiträge abschaffen oder ob sie
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nicht doch weiterhin die Anwohnerinnen und An-
wohner beteiligen.

Mir ist klar, dass das Thema im bald beginnenden
Kommunalwahlkampf ein wichtiges Thema sein
wird. Das Versprechen, die Straßenausbaubeiträge
abzuschaffen, hört sich verlockend an. Aber zur
Ehrlichkeit gehört dazu, dass damit noch nicht das
Geld für die Sanierung einer Straße auf dem Ge-
meindekonto ist. Ich hoffe, die Parteien bringen im
Kommunalwahlkampf diese Ehrlichkeit auf.

(Zurufe SPD)

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Straßenausbaubeiträge sind zweifelsfrei ei-
nes der emotionalsten Themen der Kommunalpoli-
tik. Das wissen alle, die schon einmal Kommunal-
politik gemacht haben. Die Meinungen dazu gehen
bisweilen weit auseinander, auch in der Landespoli-
tik. Es gibt kaum ein Thema, das so stark polari-
siert. Da mag aber auch damit zu tun haben, dass
diese Beiträge, wenn sie insbesondere von älteren
Hausbesitzern aufgebracht werden sollen, tatsäch-
lich existenziell gefährdend sein können.

Meine Damen und Herren, solche Worst Cases sind
keine Ausnahme. Deshalb glaube ich, es lohnt sich,
sich einen Kopf darüber zu machen, wie man gera-
de diesen Personen helfen kann. Allerdings unter-
scheidet sich die finanzielle Lage natürlich von
Kommune zu Kommune. Das muss man auch be-
achten. Es gibt Kommunen, die sich einen Verzicht
auf diese Gelder leisten können, und es gibt Kom-
munen, die das nicht so einfach können.

Aus diesem Grund hat der Gemeindetag in der letz-
ten Wahlperiode interveniert und klargestellt, dass
man wieder eine Regelung haben wollte, die eine
Erhebungspflicht vorsah. Die Begründung war
recht einfach. Man wollte nicht, dass ein und die-
selbe Sache in den Kommunen unterschiedlich be-
handelt wird, und man wollte natürlich auch nicht,
dass man auf kommunaler Ebene unendliche Dis-
kussionen zu diesem Thema bekommt.

Auf Wunsch des Gemeindetages hat damals die
Küstenkoalition deshalb das Gesetz wieder geän-
dert. Auch wir als SSW waren nicht unbedingt be-
geistert davon, weil wir 2008 für dieses Gesetz ge-
stimmt hatten,

(Vereinzelter Beifall CDU)

aber, meine Damen und Herren, auch damals hat
man sich schon Gedanken darüber gemacht, wie
man es hinbekommen könnte, dass die Lasten trotz-
dem nicht so groß wurden. Man hat deshalb die
Möglichkeit geschaffen, wiederkehrende Ausbau-
beiträge in vorher festgelegten Regionen zu erhe-
ben. Die Last sollte auf möglichst viele Schultern
verteilt werden können. Die konkrete Umsetzung
zur Finanzierung wollten wir den Kommunen nicht
vorschreiben. Das war die damalige Haltung, weil
man auf den Gemeindetag zugegangen ist.

Nun besteht vonseiten der regierungstragenden
Fraktionen der Wunsch, die Erhebungsflicht wieder
aufzuheben. Das spiegelt im Prinzip das wider, was
wir schon 2008 gesagt und auch mit unseren Stim-
men beschlossen haben. Dabei geht es darum, den
Kommunen Spielraum zu geben und ihnen unter-
schiedliche Möglichkeiten an die Hand zu geben.
Ein solches Vorgehen können wir als SSW immer
noch begrüßen. Es ist nämlich besser, die Ausbau-
kosten von Straßen beispielsweise über die Grund-
steuer auf alle zu verteilen, als einzelne wenige
überaus hart zu belasten.

Nichtsdestotrotz geht es aber bei einem solchen Ge-
setzgebungsverfahren auch darum, die Erfahrungen
aus der Praxis genau zu analysieren. Dabei geht es
um die Frage, wie die Kommunen das derzeitige
Gesetz angewendet haben und welche Entwicklung
sich in den letzten Jahren bemerkbar gemacht hat.
Wir denken hierbei insbesondere an die wiederkeh-
renden Beiträge und die Fragen: Wo wurde dies
eingeführt? Wie wurde dies eingeführt? Welchen
Effekt hat es gehabt? Auch das mögen wir im Ge-
setzgebungsverfahren näher ergründen. Am Ende
mag herauskommen, dass die Gemeinden auf Aus-
baubeiträge verzichten können, dass sie aber auch
die Möglichkeit haben, auf verschiedene Art und
Weise weiterhin Ausbaubeiträge zu erheben. Ent-
scheidend dürfte dabei sein, was die Gemeinden
selbst wollen. Um dies zu ergründen, ist eine Anhö-
rung auch gedacht.

Grundsätzlich finden wir es richtig, den Gemeinden
Handlungsfreiheit zu gewähren,

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)
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aber sie müssen diese Handlungsfreiheit auch ha-
ben wollen. In der Vergangenheit war dies bisher
nicht der Fall, aber wir können dies jetzt natürlich
auch anhand des Gesetzentwurfes mit den Gemein-
den und anderen Beteiligten neu diskutieren. Wir
würden uns sehr freuen, wenn am Ende tatsächlich
die Möglichkeit eines Verzichts auf Ausbaubeiträge
herauskommen würde.

Am Ende - das darf man nicht vergessen -, gäbe es
dann insgesamt vier Möglichkeiten, die die Kom-
munen zur Verfügung haben. Die erste Möglichkeit
ist, dass sie Beiträge direkt als Einmalbetrag erhe-
ben. Das ist allerdings die schlechteste Variante.
Die zweite ist, dass man wiederkehrende Beiträge
innerhalb einer abgegrenzten Region erhebt. Die
dritte ist, dass man auf die Ausbaubeiträge verzich-
tet und die Verteilung der Lasten auf alle über die
Grundsteuer vornimmt. Die vierte Möglichkeit ist
der völlige Verzicht auf Ausbaubeiträge, ohne dass
dies kompensiert werden muss, wenn die Gemeinde
nicht auf entsprechende Gelder angewiesen ist.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, wir hätten
dann vier Möglichkeiten und viel Freiheit und Fle-
xibilität für die Gemeinden. Natürlich müssen wir
auch wissen: In den Gemeinden und in der Kom-
munalpolitik wird es dann harte Diskussionen auch
mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern ge-
ben. Ich glaube aber trotzdem, dass es wert ist, die-
sen Gesetzentwurf ganz in Ruhe zu diskutieren und
zu schauen, ob diese vier Möglichkeiten nicht et-
was wären, was man den Gemeinden an die Hand
geben sollte. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Landesregierung hat der Minister für Inne-
res, ländliche Räume und Integration, Herr Minister
Hans-Joachim Grothe, das Wort.

Hans-Joachim Grote, Minister für Inneres, ländli-
che Räume und Integration:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich habe nicht gedacht, dass mich dieses
Thema so schnell wieder einholt, denn das Thema
Straßenausbaubeiträge, und hier spreche ich wirk-
lich aus Erfahrung, ist eines der meistbeklagtesten
Themen in den Kommunen. Es gibt auch in der Be-
völkerung erheblichen Streit über dieses Thema. In-
sofern ist es sicherlich selbstverständlich, dass uns
das Thema in der politischen Diskussion immer
wiedervorgetragen wird.

Zur Klarstellung: Die Rechtsprechung wiederholt
seit vielen Jahren, dass die Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen, und wir sprechen hierbei ganz be-
wusst von Straßenausbaubeiträgen und nicht von
nicht durchgeführten Unterhaltungsmaßnahmen,
verfassungsgemäß ist.

(Beifall Dr. Kai Dolgner [SPD])

Über die Frage der Verfassungsmäßigkeit brauchen
wir überhaupt nicht zu diskutieren. Das ist lang und
breit durchgeklagt worden. Insofern ist die derzeiti-
ge Anwendung rechtmäßig.

Aber - das ist auch eine politische Frage, die ich
selbst als langjähriger Bürgermeister erlebt habe -
ist es auch richtig, sie verpflichtend zu erheben -
ohne Wahlfreiheiten? - Wir haben vorhin von vier
Möglichkeiten gehört: Einmalbetrag, wiederkehren-
de Zahlung, Verzicht und Abrechnung über die
Grundsteuer sowie allgemeiner Verzicht. Es gibt
noch eine weitere Variante, das ist die Frage der
langfristigen Ratenzahlung mit Zinsstundung. Es
gibt ein Portfolio, was die Kommunen an der Hand
haben. Aber die derzeitige Rechtsprechung sieht ei-
ne sehr stringente Weise vor. Deshalb ist die Frage,
ob die Landesregierung oder das Parlament von der
verpflichtenden Erhebung von Straßenausbaubeiträ-
gen Abstand nehmen will. Es hat eine Petition hier
im Land gegeben, die nach sehr kurzer Zeit über
fünfeinhalb Tausend Unterschriften und am Ende
fast 18.000 Unterschriften erzielt hat. Das ist aller-
dings nicht repräsentativ für ein Land unserer Grö-
ßenordnung, aber es ist ein Signal und ein Indiz.

Aber nicht nur die betroffenen Bürgerinnen und
Bürger kritisieren diese Zwangsabgabe, wie sie von
ihnen zum Teil genannt wird. Sicherlich ist dieses
auch für manche dieser Bürgerinnen und Bürger ein
existenzielles Problem, das im Einzelfall auftreten
kann. Das stimmt. Aber auch in den Gemeinden
selbst besteht eine unterschiedliche Meinung zu
diesem Thema. Natürlich möchten einige Kommu-
nen die Straßenausbaubeiträge pflichtig weiter er-
hoben haben, weil sie eben nicht mit den Bürgerin-
nen und Bürgern in eine kommunalpolitische De-
batte gehen wollen. Es ist viel einfacher, die Ver-
antwortung dann beim Landesgesetzgeber zu su-
chen und zu sagen: Wir würden ja, aber die in Kiel
haben …!

(Beifall CDU und vereinzelt FDP - Beate
Raudies [SPD]: Da klatscht ihr noch?)

Das ist immer eine Plattform. Das ist eine Aussage,
die wirklich immer wieder kommt. Insofern ist die
Frage: Wollen wir nicht auch die Kommunen - das
sage ich bewusst - in die Pflicht nehmen? Wenn sie
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die örtliche Gemeinschaft regeln und organisieren
wollen, dann gilt dieses nicht nur für bestimmte Ro-
sinen, die man sich herauspickt, sondern man muss
die Gesamtheit regeln.

(Beifall Klaus Schlie [CDU])

Wir haben es vorhin gehört: Die Bandbreite von
Gestaltungsmöglichkeiten heißt nicht nur erheben
oder nicht erheben, sondern es gibt eine Vielzahl
von Staffelungen. Ich glaube, wenn wir von kom-
munaler Selbstverwaltung sprechen, dann ist es
durchaus überlegenswert, auch solche kritischen
Themen in der Kommune zu besprechen.

Folgendes dürfen wir auch nicht vergessen: Mo-
mentan ist es Pflicht, zu erheben. Wenn aber der
Verwaltungsaufwand bisweilen für die Erhebung
der Beiträge in keinem angemessenen Verhältnis
mehr zur Erhebung der Kosten steht, wenn es nicht
nur um die immer wieder genannten zweistelligen
Tausenderbeträge geht, sondern wenn es um
Kleinstbeträge geht, dann ist der Verwaltungsauf-
wand - das dürfen wir auch nicht vergessen - für die
Kommunen bisweilen sehr groß. Deshalb erscheint
es sinnvoll, den Kommunen die Erhebung der Aus-
baubeiträge freizustellen. Es sollte anhand der örtli-
chen, individuellen Verhältnisse selbst dort ent-
schieden werden, ob sie die Beiträge erheben oder
nicht. Es kann nicht sein, nur Ja oder Nein zu sagen
und im Zweifelsfalle alles über die Steuern zu erhe-
ben. Es gibt Instrumente, das auf die Bürgerinnen
und Bürger umzulegen; das Instrument der wieder-
kehrenden Beiträge, der langfristigen Stundung mit
Zinsaussetzung beziehungsweise Zinsstreckung
sind solche Instrumente. Das ist eine Leitlinie, ein
Grundsatz, der im Koalitionsvertrag so festgelegt
worden ist.

Eine Anmerkung - das ist vorhin schon einmal auch
von Herrn Dr. Dolgner gesagt worden -: Die ver-
pflichtende Erhebung muss an erster Stelle in der
Gemeindeordnung geändert werden. Nur dort ergibt
sich die Erhebungspflicht, im Kommunalabgaben-
gesetz ist nämlich bloß das Wie, also die Erhebung
und deren Verfahren geregelt. Nur die Abgabenord-
nung zu ändern, ist falsch. Es muss die Abgaben-
ordnung, aber zunächst die Gemeindeordnung ge-
ändert werden.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Mit dem Gesetzentwurf von CDU, Grünen und
FDP wird nichts verboten - niemandem. Es werden
keine Grenzen gesetzt, sondern im Gegenteil: Es
soll den Kommunen in Schleswig-Holstein ein
Stück neue Gestaltungsmöglichkeit und damit auch

Eigenverantwortung übertragen werden. - In die-
sem Sinne vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Dr. Frank Brodehl [AfD])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, die
Gesetzentwürfe, Drucksachen 19/150 und 19/159,
dem Innen- und Rechtsausschuss zu überweisen.
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist das einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 29 auf:

Schulen an prekären Standorten bedarfsgerecht
fördern - „Sozialfaktor“ bei der Lehrerzuwei-
sung einrichten

Antrag der Fraktion der AfD
Drucksache 19/158

Alternativantrag der Fraktion der SPD und der Ab-
geordneten des SSW
Drucksache 19/187 (neu)

Schulen mit besonderen Herausforderungen mit
Bildungsbonus stärken

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/208

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Brodehl von
der AfD-Fraktion.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrtes Präsidium! Sehr geehrte Damen und
Herren! Liebe Gäste! Mehrere Schulleiter von Kie-
ler Gemeinschaftsschulen haben Alarm geschlagen.
Sie haben sich gemeldet. Der von ihnen gegründete
Verein „Schulen am Wind“ beschreibt die teils un-
haltbaren Zustände in einigen ihrer Klassen, die
einen geregelten Unterrichtsbetrieb kaum mehr zu-
lassen. Er beschreibt, wie es gekommen ist, dass
der Ruf und das Bildungsniveau ihrer Schulen im-
mer weiter im Sinken begriffen sind. Der Verein
macht Vorschläge, wie der Teufelskreis, dass lei-
stungsorientierte Elternhäuser ihre Kinder teilweise
quer durch die Stadt zu einer anderen Schule fahren
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und das Niveau der eigenen Schulen dann noch
weiter sinkt, durchbrochen werden kann.

Als AfD-Fraktion haben wir deshalb einen Antrag
eingebracht, der Sofortmaßnahmen vorsieht. Eine
davon ist, die Klassenstärke dieser Schulen auf 18
zu beschränken. Das soll sicherstellen, dass die
Lehrkräfte überhaupt die Möglichkeit haben, sich
um jedes Kind zu kümmern - übrigens auch und ge-
nauso gerade um diejenigen Schüler, die besonders
in großen Klassen allzu oft übersehen werden,
schlicht weil sie zu unauffällig sind. Wenn die El-
tern dieser Kinder nicht sicher sind, dass auch ihr
Kind gesehen wird, melden sie es ab, und der vom
Verein „Schulen am Wind“ beschriebene Teufels-
kreis beschleunigt sich abermals, sodass es im
schlimmsten Fall sogar Rest- oder Ghettoschulen
geben kann. Es gilt also, diesen Schulen an prekä-
ren Schulstandorten - Schulen, die eben „am Wind“
sind - bedarfsgerecht zu helfen und sie zu fördern.

Um hier kurzfristig helfen zu können, schlagen wir
vor, dass gemeinsam mit den Leitern dieser
Schulen zunächst einmal der Status quo erhoben
wird: Wie viele Schüler sprechen nicht ausreichend
gut deutsch? Wie viele können nicht durch das El-
ternhaus unterstützt werden? Wie viele haben son-
derpädagogischen Förderbedarf? Wie viele gelten
als sogenannte Unterrichtssprenger? Wie hoch sind
die Quoten der Klassenwiederholungen, der Mi-
granten, der Schulschwänzer, der Schulabbrecher,
und so weiter und so fort?

Diese Erhebung kann mittelfristig eine Grundlage
für einen Sozialfaktor bilden, der es erlaubt, eine
zusätzliche Zuweisung von Lehrkräften und geeig-
neter Maßnahmen schwerpunktmäßig und gezielt
vorzunehmen.

Dass ein Alarm wie der vom Verein „Schulen am
Wind“ kommt, dürfte nicht weiter überraschen.
Überraschend ist dafür umso mehr die Reaktion der
SPD, die in ihrem Alternativantrag ebenfalls die
Erstellung eines Sozialfaktors fordert. Sie nennen
das dann eben Sozialindex, wir nennen es Sozial-
faktor. Meine Damen und Herren, was für eine Al-
ternative?

Aber sei es drum: Es ist gut, dass Sie wie wir die
Notwendigkeit sehen, dass hier rasch und zielfüh-
rend gehandelt werden muss. Beschämen sollte Sie
allerdings dabei die Frage, warum Sie zu den Pro-
blemen der betroffenen Schulen in den letzten Jah-
ren geschwiegen haben; denn auch wenn es hart
klingt: Die Forderungen des Vereins „Schulen am
Wind“ sind nichts weniger als ein Zeugnis dafür,
wie sehr Sie besonders die Gemeinschaftsschulen

in den letzten Jahren Ihrer Regierung überfordert
haben.

(Beifall Jörg Nobis [AfD])

Und sogar noch mehr: Sie haben diese Schulen al-
leingelassen, so sehr, dass sich die Schulleiter erst
jetzt nach der Wahl gemeldet haben. Bitte behaup-
ten Sie nicht, dass Sie das alles nicht gewusst oder
geahnt hätten. Dann würde ich Ihnen allerdings ein-
mal die Lektüre der Bücher Ihres Parteifreundes
Heinz Buschkowsky empfehlen. Der beschreibt
nämlich die Erfolge sozialdemokratischer Bil-
dungspolitik in allen Einzelheiten.

Jetzt noch zum Alternativantrag der Jamaika-Koali-
tion: Sie sprechen sich für einen entsprechenden
Bildungsbonus aus. Das geht in die gleiche Rich-
tung. Ich bitte Sie: Wer A sagt, muss noch lange
nicht B sagen, der kann auch erkennen, dass wir
jetzt schneller und rascher handeln müssen. Wir
sollten jetzt gegensteuern. Ich bin sicher, dass wir
alle die Alarmsignale der „Schulen am Wind“ ge-
hört haben.

Ich appelliere deshalb an Sie, über die Parteigren-
zen hinweg einen Sozialfaktor auf den Weg zu
bringen. Ob Sie dabei unseren Antrag oder den Al-
ternativantrag der SPD unterstützen, ist zweitran-
gig. Hauptsache ist, dass jetzt die Weichen gestellt
werden, dass sie rasch gestellt werden. Denn in
Schleswig-Holstein wollen wir alle keine Rest-
schulen und erst recht keine Gettoschulen. - Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Antragsteller des ersten Alternativantrags
hat jetzt für die SPD-Fraktion der Abgeordnete
Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Vielen Dank, Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Der Verein „Schulen am Wind“ wurde
2016 gegründet. Seit 2016 steht dieser Verein in
Kontakt mit dem Bildungsministerium - erkennbar
vor der Landtagswahl - und mit Parteien und Frak-
tionen. Viele Parteien haben unter anderem wegen
der Forderungen von „Schulen am Wind“ reagiert
und entsprechende Passagen in ihre Wahlprogram-
me aufgenommen. Das Wort „Bildungsbonus“
stammt zum Beispiel aus dem Wahlprogramm der
Grünen zur letzten Landtagswahl. Die SPD schreibt
in ihrem Wahlprogramm von einem „Sozialindex“
nach Hamburger Vorbild. Die Hamburger sind da
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deutlich schneller gewesen, was die entsprechende
Einführung angeht. Woran der Verein mit Sicher-
heit kein Interesse hat, ist, sich vor den Karren der
sogenannten AfD spannen zu lassen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW] - Dr. Frank Brodehl [AfD]: So ein
Blödsinn!)

Das sind Leiterinnen und Leiter von Gemein-
schaftsschulen, und die stellen mitnichten die
Schulreformen der Jahre 2007 bis 2014 oder ihre
eigene Schulart infrage.

(Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein [AfD]:
Darum geht es doch gar nicht!)

Sie mahnen völlig zu Recht an, dass zur Bildungs-
gerechtigkeit auch ein Nachteilsausgleich gehört.

Das Wahlrecht der Eltern, an welche Schule sie ihre
Kinder schicken wollen, ist ein hohes Gut, birgt
aber in der Folge das Risiko der sozialen Entmi-
schung.

Das wird durch die Politik der Landesregierung
verschärft, die darauf hinausläuft, die Gymnasien
im Wettbewerb mit den Gemeinschaftsschulen zu
bevorzugen, beispielsweise durch Bonusstunden,
die nur den Oberstufen von Gymnasien zur Verfü-
gung gestellt werden und nicht den Oberstufen von
Gemeinschaftsschulen. Ich verweise auf unsere
letzte Debatte dazu im Bildungsausschuss.

(Unruhe)

Im Gegenzug droht die schwarze Ampel im Koaliti-
onsvertrag auch noch an, Schrägversetzungen wie-
der zu vereinfachen. Das läuft ein bisschen auf das
Motto hinaus: Die Guten ins Töpfchen, die schlech-
ten ins Kröpfchen.

Es kommt nicht von ungefähr, dass der Landesel-
ternbeirat der Gemeinschaftsschulen, schon bevor
die ersten 100 Tage der neuen Regierung um sind,
in einer großen Pressemitteilung um Hilfe ruft und
von der aktuellen Bildungspolitik als „großem Sor-
genpunkt“ schreibt.

Übrigens werden auch der von Ihnen angekündigte
Bonus für kleine Grundschulen und die zusätzli-
chen Mittel für Ersatzschulen eher nicht den
„Schulen am Wind“ zugutekommen.

Meine Damen und Herren, wir müssen ehrlich sa-
gen: Integration, Inklusion und Differenzierung
sind Aufgaben, vor die wir die Schulen in unserem
Land in sehr unterschiedlichem Ausmaß stellen.
Und wir müssen feststellen: Gemeinschaftsschulen

können und wollen keine Schülerinnen und Schüler
aussortieren.

(Beifall SPD und SSW)

Aber sie brauchen natürlich ausreichende Ressour-
cen, um ihre heterogene Schülerschaft optimal zu
fördern.

Niemand von uns kann ernsthaft wollen, dass sich
Schulen zu „Restschulen“ entwickeln. Wenn Be-
werber für Ausbildungs- und Arbeitsplätze aussor-
tiert werden, nur weil sie von einer bestimmten
Schule kommen - ich habe durchaus gelesen, was
der Kollege Buschkowsky geschrieben hat -, wäre
das der Bankrott unseres Schulsystems. Natürlich
muss Bildungspolitik dagegen angehen.

(Beifall SPD)

Wir beantragen deshalb, dass die Landesregierung
einen Sozialindex für die Schulen erarbeitet, der die
Grundlage dafür ist, einen Schlüssel für eine zu-
sätzliche Förderung dieser Schulen zu sichern, al-
lerdings nicht nur auf Lehrkräfte beschränkt, son-
dern da muss es auch um Schulsozialarbeit gehen,
da kann es auch um Geld gehen, und da kann es
auch um weitere Hilfe gehen. Die Ausweitung der
von der Küstenkoalition in der vergangenen Legis-
laturperiode eingeführten Schulassistenz kann ein
Schritt in diese Richtung sein. Natürlich war auch
die Ausweitung der Differenzierungsstunden für
Gemeinschaftsschulen - in der letzten Legislaturpe-
riode beschlossen - ein großer Schritt in diese Rich-
tung.

Insgesamt müssen wir alle Schularten im Blick ha-
ben. Es kann auch durchaus Grundschulen geben,
die in einer solchen Lage sind, und ich kenne auch
berufliche Schulen, die vor ähnlichen Herausforde-
rungen stehen. Da darf der Blick nicht allein auf die
Gemeinschaftsschulen gerichtet sein.

Der Antrag der Koalition, die Landesregierung mit
einer Konzepterstellung zu beauftragen, gibt das
möglicherweise her. Dem Antrag stimmen wir zu.
Ob wir dem Konzept später zustimmen können,
werden wir sehen.

Wir wollen aber nicht erst im Oktober 2018 wieder
über das Thema sprechen. Deswegen bitten wir dar-
um, unseren Antrag an den Bildungsausschuss zu
überweisen und zum Anlass zu nehmen, schon vor-
her einmal im Bildungsausschuss darüber zu spre-
chen.

Den Antrag der sogenannten AfD lehnen wir ab. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)
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Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Tobias
Loose das Wort.

Tobias Loose [CDU]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich finde es sehr gut, dass wir dieses
Thema am Anfang der Legislaturperiode aufgrei-
fen. Es ist schon beschrieben worden: Es gibt drin-
genden Handlungsbedarf. Wir beschreiben die Pro-
bleme und Herausforderungen, um die es geht, sehr
unterschiedlich: Schulen an prekären Standorten,
Schulen mit besonderen Herausforderungen,
Schulen mit Kindern aus sozial schwachen und bil-
dungsfernen Schichten. Das sind Umschreibungen
für dieses Thema, die wir in Anträgen finden.

„Schulen am Wind“ - auch das ist gesagt worden -
hat es konkret gemacht, Beispielschulen genannt,
an denen man diese Herausforderungen hat, und
konkrete Forderungen aufgestellt. Auch ich glaube,
dass wir uns in der Vergangenheit zu wenig um sol-
che Bereiche gekümmert haben.

Ich bin Kieler Abgeordneter und in Mettenhof groß
geworden. Das ist ein „sozialer Brennpunkt“, wie
man sagt. Ich bin im Bildungszentrum Mettenhof
zur Schule gegangen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ich auch!)

- Da haben wir eine Gemeinsamkeit; das hätte ich
nicht erwartet.

(Weitere Zurufe)

Da hat man genau diese Themen in der Schule er-
lebt. Es wäre vermessen von mir zu behaupten, dass
ich all diese Probleme am eigenen Leib erfahren
habe, aber ich kenne das. Ich kenne Eltern, die
nicht deutsch sprechen, wo die Kinder in die Situa-
tion kommen, ein bisschen früher erwachsen sein
zu müssen. Ich kenne Kinder, die in einer alleiner-
ziehenden Situation groß geworden und über den
Tag auf sich gestellt waren. Ich kenne auch Famili-
en, in denen Eltern alkoholkrank oder pflegebedürf-
tig sind. Da muss man feststellen, dass diese Kinder
in eine besondere Situation kommen.

An sozialen Brennpunkten findet sich das alles in
einem Klassenraum wieder - nicht einmal, auch
nicht zweimal, sondern oft betrifft es die Hälfte der
Klasse oder mehr, die mit solchen Herausforderun-
gen konfrontiert sind. Es ist richtig, dass wir dafür
besondere politische Konzepte brauchen.

Ich will für Mettenhof einmal Zahlen nennen: 50 %
der Menschen, die in Mettenhof leben, haben einen
Migrationshintergrund, 20 % haben immer noch
keinen deutschen Pass, 14 % der Menschen in Met-
tenhof sind trotz der wirtschaftlich guten Lage ar-
beitslos - in Kiel insgesamt sind es 7 %, also halb
so viele -, und über 60 % der Kinder und Jugendli-
chen unter 15 Jahren sind auf Transferleistungen
angewiesen. Das heißt, über die Hälfte bekommt
über die Sozialgesetzgebung zusätzliche Unterstüt-
zung. Das ist in anderen Stadtteilen Kiels anders; da
sind es eher 30 %.

Ich sage aber auch - da gefällt mir das eine oder an-
dere, was hier gesagt wurde, nicht -: Man muss für
solche Stadtteile nicht alles schlechtreden.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: So ist es!)

Das sind keine schlimmen Orte, die nicht lebens-
wert sind. Ich selber habe meine Schulzeit dort sehr
gern verbracht.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW])

- Ja. Ich habe erlebt, dass Schule dort auch Spaß
macht, man eine Gemeinschaft entwickelt und die
vermeintlichen Schwächen dieser Quartiere oft
auch Stärken sind.

Wir als Politik stehen vor der Herausforderung, die-
se Bereiche zu unterstützen, das heißt, dort, wo es
Schwächen gibt, zum Beispiel bei Kinderarmut,
Konzepte zu entwickeln, um das zu überwinden.

Da ist der Bildungsbonus, den wir in der Jamaika-
Koalition vereinbart haben, ein Element. Ich sage
bewusst: ein Element. Man kann auch über andere
Maßnahmen sprechen. „Kein Kind ohne Mahlzeit“
ist zum Beispiel so eine Maßnahme.

Wir diskutieren dieses Thema heute zum ersten Mal
im Landtag. Wir bitten die Landesregierung darum,
ein Konzept zu erstellen.

Der Antrag der AfD greift aus meiner Sicht zu
kurz, weil er nur eine Erhöhung der Personalaus-
stattung fordert.

(Jörg Nobis [AfD]: Das haben wir uns nicht
anders gedacht!)

Ich glaube, da braucht man am Ende mehr Maßnah-
men.

Ich freue mich, dass wir wahrscheinlich in der
zweiten Jahreshälfte 2018 über ein Konzept disku-
tieren werden. - Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)
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Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Frau Abgeordnete Ines Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vor knapp einem Jahr hatten wir Cordula Heck-
mann, die Schulleiterin der Berliner Rütli-Schule,
im Rahmen unserer „plietsch!“-Veranstaltunsreihe
hier im Plenarsaal zu Gast. Sie erinnern sich viel-
leicht: Vor rund zehn Jahren hatte ein Brandbrief
des Kollegiums der Rütli-Schule für bundesweite
Schlagzeilen gesorgt. Das Kollegium hatte sich da-
mals mit einem Hilferuf an den Berliner Senat ge-
wandt, weil sie die Gewalt an ihrer Schule nicht
mehr in den Griff bekommen haben.

Seit dem Brandbrief ist viel passiert, und die Rütli-
Schule hat sich zu einer echten Vorzeigeschule ent-
wickelt: durch viel Engagement des Kollegiums,
aber auch, weil der Berliner Senat beschlossen hat,
Ungleiches ungleich zu behandeln und Schulen in
Sozialräumen mit besonderen Herausforderungen
besonders zu unterstützen. Die Frage, wie wir
Schulen an prekären Standorten unterstützen kön-
nen, beschäftigt uns Grüne also schon länger und
nicht erst seit der Berichterstattung der „Kieler
Nachrichten“ über die ,,Schulen am Wind“.

Wir haben vor der Landtagswahl verschiedene
Runden hierzu gedreht, die Forderung in unser
Landtagswahlprogramm aufgenommen und uns in
den Koalitionsverhandlungen mit unseren Regie-
rungspartnern darauf verständigt, dass wir Schulen
an prekären Standorten mit einem sogenannten Bil-
dungsbonus besonders unterstützen wollen.

Die entscheidende Frage lautet also nicht, ob, son-
dern wie wir diese Schulen gezielt fördern können.
So ganz einfach, wie es sich die AfD-Fraktion vor-
stellt, geht es leider nicht. Die AfD-Fraktion möch-
te den Klassenteiler an den Brennpunktschulen auf
18 Schülerinnen und Schüler reduzieren.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Das ist ein
Punkt!)

Das klingt für den Laien erst einmal plausibel, er-
fordert aber nicht nur vergleichsweise viele Leh-
rerstellen, sondern ist auch nicht wirksam. Das ist
das Entscheidende.

(Jörg Nobis [AfD]: Sie haben uns doch bil-
dungsmäßig abgewirtschaftet!)

Bei wenigen bildungspolitischen Fragestellungen
ist die wissenschaftliche Grundlage so eindeutig

wie in der Frage des Einflusses der Klassengröße
auf Schülerleistungen. Wir werden den Antrag der
AfD deshalb ablehnen.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Jörg Nobis [AfD]: Das haben
wir uns gedacht!)

Die Frage, wie Brennpunktschulen gezielt unter-
stützt werden können, ist komplexer. Damit der Bil-
dungsbonus nicht verpufft, bedarf es einer gründli-
chen Vorbereitung. Wir bitten die Landesregierung
deshalb, uns ein Konzept zur Umsetzung des Bil-
dungsbonus vorzulegen. Dabei sind in meinen Au-
gen vor allem drei Fragen zu klären.

Erstens: Mit welchen Indikatoren können die
Schulen, die den größten Bedarf für das Unterstüt-
zungssystem haben, am besten identifiziert werden?

Zweitens: Welche Unterstützungsmaßnahmen sind
für diese Schulen am wirkungsvollsten?

Drittens: Wie können wir dafür sorgen, dass die
Schulen mit Bildungsbonus positiv gelabelt und
nicht negativ stigmatisiert werden?

Wir haben unter anderem mit der Christian-Al-
brechts-Universität, dem IQSH und den Verbänden
kompetente Ansprechpartner zur Beantwortung die-
ser Fragen. Es lohnt sich auch der Blick über die
Landesgrenze. Hamburg benutzt bereits seit 2005
die amtlichen Sozialraumdaten, um die Personalres-
sourcen gezielt zu verteilen.

Auch die betroffenen Schulen selbst werden sicher-
lich gute Hinweise geben können - wie die Schul-
leiter, die sich jetzt im Verein ,,Schulen am Wind“
zusammengeschlossen haben. Ich werde mich, wie
sicherlich auch andere von Ihnen, demnächst mit
dem Verein treffen.

Ansonsten bin ich auf das Konzept der Landesre-
gierung gespannt.

Ich bitte zum Zustimmung zu unserem Antrag und
um Überweisung des SPD-Antrages an den Bil-
dungsausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
CDU)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die FDP-Fraktion hat die Frau Abgeordnete
Anita Klahn das Wort.
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Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Seit Jahren bürdet die Politik unseren
Schulen und Lehrkräften zunehmend Erziehungs-
und Sozialisationsaufgaben auf, anstatt Rahmenbe-
dingungen dafür zu schaffen, dass sich Lehrkräfte
auf ihre eigentliche Aufgabe, die Wissensvermitt-
lung, konzentrieren können.

(Beifall Kay Richert [FDP])

Wir diskutieren diese Problematik seit Langem. In-
klusion mit ihrer Vielfalt erfordert besonderes De-
tailwissen und stellt für die Regelschullehrkräfte ei-
ne besondere Herausforderung dar. Auch die aktu-
elle Integration von Flüchtlingskindern ist keine
leichte Aufgabe. Das ist uns allen aus Gesprächen
mit Eltern, Lehrern und Schülern bekannt. Uns ist
auch bekannt, dass die Zahl der Kinder mit Verhal-
tensauffälligkeiten und Lernschwierigkeiten zu-
nimmt.

Ich erinnere daran, dass wir Anfang des Jahres im
Bildungsausschuss sehr intensiv über Gewalteska-
lation an einer Neumünsteraner Schule diskutiert
haben. Wir mussten damals leider feststellen, dass
es ein Problem mit der Meldung von Gewalttaten
und Delikten gibt. Auch weitere Deliktfelder wie
Drogenmissbrauch und Mobbing ziehen sich durch
alle Schularten und betreffen alle gesellschaftlichen
Schichten.

An dieser Stelle hilft ehrlicherweise nur eine Null-
toleranzpolitik und konsequentes Handeln der
Schulen. Das bedeutet aber auch, dass die Präventi-
onsarbeit an den Schulen in Zusammenarbeit mit
den örtlichen Jugendämtern, der Polizei und den Ju-
stizbehörden besser werden muss.

Erkennbar ist leider ein Fokus bei den Gemein-
schaftsschulen, aber auch bei den beruflichen
Schulen. Erfolgreiche Prävention beginnt nun ein-
mal in der Grundschule. Mit diesen Überlegungen
sind wir in den Koalitionsverhandlungen zu unse-
rem Text gekommen.

Um dieses Problem zu lösen, gibt es leider keinen
Königsweg und kein Allheilmittel. Stattdessen
müssen wir an verschiedenen Schrauben drehen.
Ob wir es wie die AfD Sozialfaktor nennen, oder
wie die SPD Sozialindex, oder wie wir Bildungsbo-
nus: Im Kern geht es darum, das gleiche Problem
zu lösen.

(Beifall AfD)

Ein wichtiges Instrument ist dabei die Verbesse-
rung der Schulsozialarbeit. Hier möchte ich daran

erinnern, dass es die schwarz-gelbe Koalition 2009
bis 2012 war, die dafür erstmalig Landesmittel zur
Verfügung gestellt hat.

(Beifall FDP - Zuruf Martin Habersaat
[SPD])

Schulsozialarbeit hat eine wichtige Funktion im Be-
reich von Krisenbewältigung und Prävention. Es ist
nur richtig und konsequent, dass das Land die
Kommunen in diesem wichtigen Bereich weiterhin
unterstützt. Das wäre im Übrigen auch eindeutig
ein Feld, bei dem das Land von der angestrebten
Aufhebung des Kooperationsverbots zwischen
Bund und Ländern profitieren könnte.

(Beifall Martin Habersaat [SPD])

Außerdem könnte die Schulsozialarbeit sehr gut aus
dem Europäischen Sozialfonds Unterstützung er-
fahren - wir werden uns das ansehen.

Die Koalition schlägt vor, ein umfassendes wissen-
schaftliches Konzept zu erarbeiten, wie Schulen mit
besonderen Herausforderungen unterstützt werden
können. Wie gesagt: Die Schulsozialarbeit spielt ei-
ne wichtige Rolle. Die Koalition hat sich aber rich-
tigerweise auch vorgenommen, die vorhandenen
Unterstützungssysteme auf ihre Wirksamkeit zu
überprüfen und gegebenenfalls neu zu ordnen. Hier
brauchen wir bessere Qualitätsstandards und neue
Ansatzpunkte. Wir brauchen nicht immer noch et-
was Neues on top, und für mich gehört, ehrlich ge-
sagt, die Schulassistenz dazu.

(Beifall Dr. Frank Brodehl [AfD])

Für uns Liberale gehört aber auch die Stärkung der
Förderzentren dazu, die wir als starke eigenständige
Schulform brauchen. Es wäre zu prüfen, inwieweit
wir mit Poolstunden an diesen Schulen weiter un-
terstützen können. Auch das haben wir uns vorge-
nommen.

Wir müssen uns darüber unterhalten, ob Schulen
durch gesonderte Personalzuweisungen gestärkt
werden können. Das ist keine einfache Entschei-
dung, da wir immer noch keine 100-prozentige Un-
terrichtsversorgung haben. Es ist in der Tat schwie-
rig, einer Schule etwas wegzunehmen, um es einer
anderen zu geben. Jetzt mal so eben eine aus dem
Ärmel geschüttelte Klassengröße festzusetzen, ist
ohne wirkliche Konzepte sehr schwierig.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Das kam von den
Schulleitern!)

Der Antrag der AfD greift mir da viel zu kurz.
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In einer Zeit, in der Mittel endlich sind, müssen die
vorhandenen Mittel zielgenau eingesetzt werden.
Wie gesagt: Ich halte es für wichtig, dass wir im
Grundschulbereich anfangen, damit es gar nicht erst
zur Eskalation kommt. Wir müssen die Schüler von
Anfang an unterstützen.

Vielleicht noch ein Wort zum Verein „Schulen am
Wind“, mit dessen Initiative Sie Ihren Antrag be-
gründet haben. Dieser Verein hat sich im Dezember
2016 gegründet, das hat Kollege Habersaat richtig
formuliert. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass
sich die Gemeinschaftsschulleiter als Landesbeamte
einen Weg suchen mussten, damit sie endlich ge-
hört werden und ohne Angst, von ihrem Diensther-
ren dafür gemaßregelt zu werden, sagen dürfen, um
was es geht.

(Vereinzelter Beifall AfD - Dr. Frank Bro-
dehl [AfD]: Das ist der Punkt!)

Da müssen sich die Verantwortlichen der letzten
Regierung schon fragen, was das für eine Aussage
ist.

(Beifall Jörg Nobis [AfD])

Wir müssen uns fragen, wie Gemeinschaftsschule
aufgestellt ist. Ist es wirklich richtig, wie wir da
vorangehen? Wir wollen die Gemeinschaftsschule
stärken und nicht kaputt machen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wir wollen die Gymnasien und alle anderen Schul-
formen gleichmäßig und gerecht behandeln und
nicht Schule gegen Schule ausspielen, wie es leider
in Ihrem Beitrag anklang. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und AfD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat die
Abgeordnete Jette Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Vielen Dank, Herr Landtagspräsident! - Sehr geehr-
te Damen und Herren! Uns allen ist längst bewusst,
dass wir Schulen im Land haben, die vor anderen
oder größeren Herausforderungen stehen als ande-
re. Der SSW hat dieses Thema zum Beispiel im
Wahlprogramm zur Landtagswahl aufgegriffen.
Hier sagen wir klar und deutlich, dass wir Schulen,
die besondere Aufgaben im Bereich der Inklusion,
bei der Integration Geflüchteter oder durch Schüle-

rinnen und Schüler mit besonderen Bedarfen haben,
durch zusätzliche Personalressourcen unterstützen
müssen. Ich denke, dass diese Formulierung eines
verdeutlicht: Aus unserer Sicht stehen Schulen aller
Schularten aus vielfältigen Gründen vor solchen be-
sonderen Aufgaben. Es geht also um deutlich mehr
als um Herausforderung durch einzelne Schüler-
gruppen wie etwa jene mit Migrationshintergrund.

Für den SSW ist damit klar, dass wir die betreffen-
den Schulen auch durch ganz unterschiedliche
Maßnahmen stärken müssen. Das Ganze auf die
Frage der Klassengröße zu reduzieren, wird der Sa-
che definitiv nicht gerecht. Diese Schulen brauchen
zuallererst die nötige Luft, um entsprechende päd-
agogische Konzepte zu erarbeiten. Hier spielen
Sprache oder kulturelle Kompetenzen eine wichtige
Rolle. Außerdem müssen wir die Lehrerinnen und
Lehrer spürbar entlasten, damit sie zum Beispiel
zusätzliche Gespräche mit Jugendämtern oder El-
tern führen können. Auch die Zusammenarbeit mit
der kommunalen Ebene muss noch enger werden,
um die Schulsozialarbeit weiter zu stärken oder die
Rahmenbedingungen für den inklusiven Unterricht
zu verbessern. Unsere Lehrkräfte brauchen ganz
grundsätzlich auch einen besseren Zugang zu Su-
pervision und Fortbildung, um dem Bedarf entspre-
chend unterrichten zu können.

Wir alle können uns grob vorstellen, welche Maß-
nahmen in diesem Zusammenhang sinnvoll sind.
Doch halten wir es für wichtig, hier sehr genau hin-
zuschauen. Deshalb fordern wir die Landesregie-
rung auf, einen Sozialindex zu erarbeiten. Auf die-
ser Grundlage sollen dann die entsprechenden zu-
sätzlichen Ressourcen an die Schulen im Land ver-
teilt werden. Ich habe zwar schon einige Dinge an-
gesprochen, die ich für dringend notwendig halte,
aber letztlich müssen wir genau ermitteln, was un-
sere Schulen und unsere Lehrkräfte brauchen, um
wirklich allen Schülerinnen und Schülern gerecht
zu werden. Mit anderen Worten: Wir müssen genau
herausfinden, was nötig ist, damit alle Schülerinnen
und Schüler zu ihrem Recht auf gute Bildung kom-
men.

Eines ist klar: Am Ende muss jeder die Kriterien für
die Verteilung dieser zusätzlichen Ressourcen
nachvollziehen können. Sie müssen messbar und
vergleichbar sein und den konkreten Bedarf der
Schule so genau wie möglich dokumentieren. Hier
spielt die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit
sonderpädagogischem Förderbedarf eine herausra-
gende Rolle. Auch die Zahl der Kinder und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund oder derjenigen,
die Anspruch auf Leistungen aus dem Bildungs-
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und Teilhabepaket haben, muss hier entsprechend
berücksichtigt werden.

Wenn es um gerechte Bildungschancen für alle
Kinder und Jugendlichen geht, hat das Land eine
ganz besondere Verantwortung. Hier haben wir
zwar viel bewegt, aber trotz aller Fortschritte ge-
lingt es leider längst nicht immer, alle sozialen
Nachteile auszugleichen. Für den SSW liegt des-
halb auf der Hand, dass der Bund stärker an der Fi-
nanzierung beteiligt werden muss, und zwar nicht
nur da, wo unsere Schulen im weitesten Sinne Inte-
grationsaufgaben wahrnehmen, sondern grundsätz-
lich. Denn wir stehen hier nicht zuletzt aufgrund
steigender Schülerzahlen oder bei der digitalen Bil-
dung vor großen Herausforderungen.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und Beifall
Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen.
Zuerst hat das Wort der Abgeordnete Dr. Frank
Brodehl von der AfD-Fraktion.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Herr Habersaat, ich weiß durchaus, wovon ich spre-
che. Ich habe es schon einmal gesagt: Ich war, be-
vor ich hier hergekommen bin, wie Sie Lehrer, 20
Jahre lang.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was hat es ge-
nutzt?)

Ich habe in Schulämtern miterlebt, was es heißt,
wenn sich Schulleiter bei Schulräten gemeldet und
versucht haben, auf Probleme hinzuweisen. Sie
wurden manchmal in einer Art und Weise abge-
watscht, das hätte ich nie für möglich gehalten. Ich
war bei so etwas dabei, weil ich in beratender
Funktion tätig war.

Diese Schulleiter, die sich jetzt gemeldet haben - ja,
sie haben sich erst jetzt gemeldet -, haben wirklich
Mut bewiesen. Sie, Herr Habersaat, berichten, dass
Sie den Verein schon lange kennen, seit 2016. Das
macht es doch nicht besser. Das ist sogar noch
schlimmer. Das macht mich richtig fassungslos,
dass Sie das nicht umgesetzt haben, dass Sie nicht
auf das eingegangen sind, was diese Schulleiter ge-
wünscht haben. Diese sind jetzt über die Presse ge-
gangen. Das heißt etwas. Sie haben viel Mut bewie-
sen. Das konnten sie nur in dem Zeitfenster ma-
chen, als die Wahlen stattfanden - ganz bestimmt.

Frau Strehlau, Sie sprechen davon, dass die Klas-
sengröße nicht entscheidend ist. Sie haben Recht,
wenn ich mir die Hattie-Studie ansehe. Das stimmt.
Das stimmt vor allen Dingen dann, wenn es sich
um eine homogene Klassenzusammensetzung han-
delt. Je heterogener die Klasse ist, desto mehr ist es
ein Aspekt von Unterrichtserfolg und Erziehungser-
folg.

Die Zahl 18 habe ich nicht erfunden. Sie stammt
von „Schulen am Wind“. Ich kann sie durch meine
eigene Erfahrung durchaus unterstreichen. Noch
einmal ganz klar: Das war ein Faktor, den ich ge-
nannt habe. Natürlich ist das kein Allheilmittel. Es
war eine Möglichkeit, wie man rasch und schnell
reagieren kann.

Noch einmal zu Ihnen, Herr Habersaat. Sie orakeln
darüber, ob sich jemand vor den Karren der AfD
spannen lässt. Das tut hier gar nichts zur Sache. Ge-
rade wenn Sie den Verein schon kannten und den
Artikel - er war mit großen Bildern in der Zeitung
abgedruckt - gelesen haben, frage ich: Warum ha-
ben Sie dann nicht reagiert? Das verstehe ich nicht.

Wissen Sie, was mich in die Politik gebracht hat, in
die sogenannte AfD? - Ihre sogenannte Bildungspo-
litik. Dabei war nicht alles schlecht, um Himmels
willen. Ich will einmal ein Beispiel aus meiner
Schulzeit nennen. Als 2015 die Flüchtlingskrise auf
dem Höhepunkt war, hat meine Schule sehr schnell
und sogar unbürokratisch mehr Lehrer zur Verfü-
gung gestellt bekommen, damit wir das überhaupt
stemmen konnten. Ich bin der Letzte, der alles
schlechtredet.

Noch einmal kurz zu Jamaika. Ich finde es gut, dass
Sie das Konzept schon im Koalitionsvertrag ange-
sprochen haben. Es geht mir insbesondere um den
Zeitraum 3. Quartal 2018. Das ist zu spät. Die Pro-
bleme liegen auf dem Tisch. Deshalb noch einmal:
Lassen Sie uns jetzt handeln und reagieren, und
zwar so, dass diesen Schulen schnell geholfen wird.
- Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Jetzt hat das Wort der Herr Abgeordnete Jörg Nobis
von der AfD-Fraktion.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste! Ich erkenne schon wieder
diesen eigentümlichen parlamentarischen Reflex:
Es liegt ein guter AfD-Antrag auf dem Tisch, und:

510 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 9. Sitzung - Freitag, 22. September 2017

(Jette Waldinger-Thiering)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8766&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8974&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8974&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8766&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8969&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8969&format=WEBVOLLLANG


„Oh Gott, um Himmels willen, was machen wir
nun?“ - Schnell wird ein Alternativantrag geschrie-
ben, „Sozialfaktor“ wird durch „Sozialindex“ oder
„Bildungsbonus“ ersetzt, und schon können wir auf
den AfD-Antrag einschlagen.

Glauben Sie wirklich, dass der Wähler dieses Spiel
nicht durchschaut? Glauben Sie das wirklich? Aber
egal, ewig werden Sie dieses Spiel nicht spielen
können.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das ist
kein Spiel!)

Herr Habersaat, zu Ihnen: Professionelle Berufs-
schönredner haben wir in den Parlamenten schon
genug.

Wer hat denn in den letzten fünf Jahren in Schles-
wig-Holstein regiert? Es war doch die SPD, es wa-
ren die Grünen, und es war auch der SSW.

Gemäß Bildungsmonitor 2016 - nun zur Sache! -
belegt Schleswig-Holstein im Gesamtranking einen
schlechten 13. Platz von allen Bundesländern. Nur
Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Berlin sind
noch schlechter.

Bei den Bildungsausgaben hat uns die Küstennebel-
koalition sogar zum Schlusslicht in ganz Deutsch-
land gemacht. Platz 16 in Bezug auf die Bildungs-
ausgaben pro Schüler mit lediglich 6.300 € je Schü-
ler.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Das können Sie im Bildungsmonitor 2016 nachle-
sen, Herr Kubicki. - Schuld an diesen Zahlen haben
die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der SSW.

Auch beim Beitrag des Bildungssystems zur Aus-
bildung des akademischen Nachwuchses in den so-
genannten MINT-Fächern - das sind Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften und Technik -, das
sind die wichtigen Fächer, mit denen man nach dem
Studium auch etwas erreichen kann und einen Job
bekommen kann und nicht als Sozialpädagoge Taxi
fahren muss, belegt Schleswig-Holstein den letzten
Platz von allen 16 Bundesländern.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Einen schlechten 13. Platz erreicht Schleswig-Hol-
stein ebenfalls bei der Schulabbrecherquote von
ausländischen Jugendlichen, Herr Habersaat. Fast
14 % der ausländischen Schüler brechen die Schule
ab. Nur Berlin, Sachsen und Sachsen-Anhalt sind
noch schlechter.

Auch bei der Abiturientenquote von Ausländern an
den allgemeinbildenden Schulen belegen wir in
Schleswig-Holstein einen ganz schlechten 12. Platz.

Es ist allerhöchste Eisenbahn, dass wir da gegen-
steuern, Herrn Habersaat. Deswegen beantragen wir
die Überweisung unseres Antrags in den Aus-
schuss. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Bevor gleich der Herr Abgeordnete Martin Haber-
saat das Wort hat, begrüßen Sie bitte mit mir ge-
meinsamen Schülerinnen und Schüler der Gemein-
schaftsschule Plön sowie Damen und Herren aus
Rickert bei Rendsburg. - Herzlich willkommen im
Landtag!

(Beifall)

Jetzt hat das Wort der Herr Abgeordnete Martin
Habersaat von der SPD-Fraktion.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Klahn, wenn ich darauf hinweise, dass Sie
Schulen gegeneinander ausspielen, müssen Sie mir
hinterher nicht vorwerfen, dass das nun ein Aus-
spielen der Schulen gegeneinander sei. Denn Sie
beklagen ja selber, dass es falsch oder schwierig
sei, dem einen etwas wegzunehmen und dem ande-
ren etwas zu geben.

In Ihrem Koalitionsvertrag steht zum Beispiel, Sie
wollen kleine Grundschulstandorte dadurch unter-
stützen, dass Sie ihnen mehr Lehrkräfte geben. Bei
einer begrenzten Zahl von Grundschullehrkräften
heißt das automatisch, dass den großen Grundschul-
standorten Grundschullehrkräfte genommen wer-
den. Das heißt konkret: In Kiel-Gaarden werden es
weniger Grundschullehrkräfte sein und in Nord-
friesland und Dithmarschen mehr. Das kann man
richtig finden, hilft aber nicht den „Schulen am
Wind“.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Über die Oberstufen haben wir doch im Bildungs-
ausschuss diskutiert; Sie waren doch dabei. Sie
wollen Gymnasien, wenn sie auf G 9 umstellen,
zwei Stunden mehr pro Jahrgang in der Oberstufe
zubilligen und den Gemeinschaftsschulen nicht.
Das ist eine Ungleichbehandlung und ein Gegen-
einander-Ausspielen von Schulen.

(Beifall SPD)
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Ich habe mich deshalb noch vor der Ministerin zu
Wort gemeldet, damit ich zwei Fragen in den Raum
stellen kann. Frau Klahn, wenn Sie den Vorwurf er-
heben, unter der letzten Landesregierung hätten
Lehrerinnen und Lehrer nicht offen sprechen dür-
fen, dann stelle ich jetzt hier an die Frau Ministerin
zwei Fragen:

Erstens. Sind Sie damit einverstanden, dass wir
künftig regelmäßig Schulleiterinnen und Schulleiter
und Lehrerinnen und Lehrer in den Bildungsaus-
schuss einladen, um uns von der Situation in den
Schulen berichten zu lassen?

Zweitens. Sind Sie alle mit mir gemeinsam der
Meinung, dass wir künftig Schulleiterinnen und
Schulleiter und Lehrerinnen und Lehrer in Anhö-
rungen regelhaft befragen sollten, wenn es um Ge-
setzesvorhaben geht?

Wenn Sie das mit Ja beantworten, dann machen wir
diesen großen Schritt nach vorn.

Herr Kollege Nobis, es ist ja bezeichnend, dass Sie
den Beruf des Sozialpädagogen in einer Debatte, in
der es genau um die Bedeutung von Sozialpädago-
gen geht, dermaßen abfällig darstellen.

(Beifall SPD)

Ja, es gibt auch Lehrkräfte in der AfD - erschüttern-
derweise - und auch Professoren, wie ich gesehen
habe.

(Lachen AfD)

Manchmal weiß ich nicht, was ich schlimmer finde:
ob die im Unterricht vor Schülerinnen und Schülern
stehen oder ob die in den Landtagen sitzen.

Bei Ihrem Kollegen Höcke bin ich froh, dass er
nicht mehr vor Schülerinnen und Schülern vom
Tausendjährigen Reich spricht. - Vielen Dank.

(Starker Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Beifall Lars Harms
[SSW])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort hat jetzt die Frau Abgeordnete Jette
Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Vielen Dank. - Es war mir noch einmal richtig
wichtig, als Abgeordnete für die SSW-Truppe hier
im Landeshaus zu sagen: Als wir in der Küstenko-
alition waren,

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Herr Kubicki, haben wir immer gesagt - daran wer-
de ich festhalten -, dass wir für starke Gymnasien
und für starke Gemeinschaftsschulen sind. Wir sind
auch immer dafür gewesen, dass Eltern die Wahl-
freiheit hatten, ob sie ihr Kind inklusiv beschulen
oder auch in einem Förderzentrum lassen wollen.
Daran halten wir immer noch fest.

Ich glaube, die letzte IQB-Studie hat gezeigt, dass
unser Schulsystem, wie es jetzt in Schleswig-Hol-
stein ist, seinen Erfolg zeigt. Unsere Schülerinnen
und Schüler haben durchaus auch in Englisch und
in Mathematik ein viel besseres Leistungsergebnis
gezeigt. Ich glaube, fast alle in diesem Hohen
Hause sind daran interessiert, dass wir die Kinder
oder die jungen Menschen nicht wieder sortieren,
sondern dass wir ihnen genau das geben, was sie
verdient haben: gute Bildung für eine gute Zukunft.

(Beifall SSW und SPD)

Daran will ich festhalten.

Ich möchte auch noch Folgendes sagen: Wenn ich
mit meinem Kollegen Lars Harms über Bildung re-
de

(Zurufe: Oh!)

- auch in der Zeit der Küstenkoalition - und gesagt
habe: „Lars, wir müssen noch mehr Lehrerstellen
haben“, dann hat er mir gesagt: „Jette, wir sind ein
armes Land“. Ich glaube, die Steuereinnahmen und
das, was wir als Küstenkoalition Jamaika hinterlas-
sen haben, zeigen: Wir haben unsere Hausaufgaben
gut gemacht. Jetzt ist Jamaika dran, nicht aber da-
für, die Steuermehreinnahmen nach links und rechts
zu verpulvern, sondern um dafür Sorge zu tragen,
dass für alle jungen Menschen hier in Schleswig-
Holstein auch weiterhin Geld für eine gute Bildung
ausgegeben wird. Daran halte ich fest.

(Beifall SSW)

Nur gute Anträge werden auch vom Parlament wei-
ter gut behandelt.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Landesregierung hat nun das Wort Frau
Ministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur,
Karin Prien.
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Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten! Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Zu Anfang der Debatte hatte ich das
Gefühl, wir sind relativ nahe beieinander, sehr
sachlich darüber zu sprechen: Was können wir ei-
gentlich für Schülerinnen und Schüler und für
Schulen in herausfordernden Stadtteilen, in sozialen
Problemlagen tun? Ich glaube auch, dass das ein
Thema ist, bei dem es sich wirklich lohnt, in der
Sache zu diskutieren und nicht gleich wieder in bil-
dungspolitische Grundsatzdebatten abzugleiten, die
wirklich keinem Schüler in Kiel und auch sonst in
Schleswig-Holstein nutzen.

(Beifall CDU und FDP)

Wenn ich Ihnen allen richtig zugehört habe, dann
sind wir uns doch einig. Wir wollen gerechte Chan-
cen für jedes Kind in Schleswig-Holstein, und zwar
unabhängig von der Herkunft, vom Geschlecht, von
der Begabung, von Förderbedarfen. Wir wollen für
Kinder mit und ohne Deutschkenntnisse, für Kinder
mit und ohne Eltern gerechte Bildungschancen
schaffen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Das ist Grundlage der Politik dieser Landesregie-
rung und steht auch so im Koalitionsvertrag. Ich
freue mich darüber, dass Sie dem auch so zustim-
men können, Herr Habersaat.

Einig sind wir uns wohl auch darüber, dass es dann,
wenn wir eine Debatte über soziale Gerechtigkeit
führen, in allererster Linie um Bildungsgerechtig-
keit geht. In diesem Sinne ist die Debatte, die wir
heute führen, eine wirklich entscheidende Debatte.

Natürlich ist es die Frage, wo man zusätzliche Res-
sourcen am besten einsetzt. Die Jamaika-Koalition
und die Landesregierung sind der tiefen Überzeu-
gung, dass zusätzliche Ressourcen am besten ganz
früh eingesetzt sind, nämlich in der frühkindlichen
Bildung und in den Grundschulen.

(Unruhe)

Natürlich, Herr Kollege Habersaat, geht es bei der
Sicherstellung von kleinen Grundschulstandorten
um zusätzliche Stellen, so wie es auch um zusätzli-
che Stellen in den Grundschulen geht. Da wird na-
türlich nicht der einen Schule etwas weggenom-
men, um die andere erhalten zu können.

Aber heute sprechen wir auch noch über ein ande-
res Thema, nämlich über die Frage: Wie kann man

diesen unterschiedlichen Herausforderungen an
schwierigen Standorten gerecht werden? Wir haben
in Schleswig-Holstein alles; wir haben Bullerbü,
wir haben Berlin-Neukölln - Frau Strehlau hat sich
mit der Rütli-Schule im Einzelnen befasst -, wir ha-
ben Schulen in ländlicher Idylle und intakter Sozi-
alstruktur, und wir haben Schulen in besonders her-
ausfordernden Lagen.

(Anhaltende Unruhe)

Dabei spielen soziale Faktoren eben nicht nur vor
dem Migrationshintergrund eine Rolle. Vielmehr
geht es auch um die Frage von Arbeitslosigkeit, um
die Quote des Transferleistungsbezugs, um den An-
teil von Kindern mit Migrationshintergrund und mit
mangelnden Deutschkenntnissen. Das ist das
schwierige Problem. Es geht aber auch um Wohn-
verhältnisse, es geht um Stadtteilentwicklung. Es
geht um die Frage: Wie funktioniert eigentlich die
Jugendhilfe? Das alles ist durchaus ein komplexes
Thema. Deshalb müssen wir, so komplex, wie es
ist, dieses Thema auch angehen.

(Anhaltende Unruhe)

Der Chancenspiegel der Universitäten Dortmund
und Jena und der Bertelsmann-Stiftung haben noch
einmal sehr eindringlich darauf hingewiesen, wie
unterschiedlich eigentlich Startchancen von Kin-
dern sind, je nachdem, aus welchem Stadtteil sie
kommen. „Der Spiegel“ hat getitelt mit der Über-
schrift „Falscher Wohnort? - Pech gehabt!“. Das ist
nun mal ein bisschen so in Deutschland, und das ist
wirklich eine Ohrfeige für die Sozialpolitik in
Deutschland im 21. Jahrhundert.

(Glocke Präsident)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Entschuldigung! Ich wollte nicht Sie unterbrechen,
sondern nur darum bitten, dass insbesondere einige
Herren aus der ersten Reihe ein bisschen ruhiger
sind und sich auf die Rednerin konzentrieren.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Kubicki möchte, dass wir ihn in guter Erinne-
rung behalten. Ich werde das ganz bestimmt tun.

Es ist eine Ohrfeige für die Sozialpolitik und insbe-
sondere auch für die Bildungspolitik in Deutsch-
land im 21. Jahrhundert.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 9. Sitzung - Freitag, 22. September 2017 513

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8766&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG


Was müssen wir also tun? Wir brauchen eine - wir
haben es „Bildungsbonus“ genannt, aber man kann
es auch „Sozialindex“ oder „Sozialfaktor“ nennen -
neue Befassung mit unseren Schulen. Wir brauchen
einen solchen Bildungsbonus, der die Schulen in
die Lage versetzt, mit diesen besonderen Herausfor-
derungen, die ich beschrieben habe, besser zurecht-
zukommen. Wir brauchen gute Konzepte und auch
eine bessere Personalausstattung, allerdings nicht
nur mit Lehrern, sondern - Herr Habersaat, Sie ha-
ben es zu Recht angesprochen - einen multiprofes-
sionellen Mix. Wir müssen sehr genau hinschauen,
welches die wirksamen Maßnahmen sind.

(Vereinzelter Beifall CDU, AfD und Beifall
Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir brauchen sicherlich Konzepte zur Schulent-
wicklung. Wir brauchen mehr Lehrkräftefortbildun-
gen, und - dieses Thema wurde heute noch gar
nicht angesprochen - wir brauchen auch eine besse-
re Elternarbeit. Denn nur Eltern, die wir starkma-
chen, sind auch in der Lage, Kinder bei ihrer Bil-
dungsentwicklung besser zu unterstützen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und AfD)

Sie haben die Hamburger Erfahrungen angespro-
chen. Diese sind ein Beleg dafür, dass lediglich
mehr Ressourcen es nicht bringen, meine Damen
und Herren. Wir müssen das Richtige tun. Wir
müssen das Geld vernünftig einsetzen. Deshalb ist
gerade der Blick nach Hamburg ein beredter Beleg
dafür, dass wir besser sein müssen, wenn wir über
ein neues Konzept hierzu sprechen.

Wir haben in Kiel super Experten für diese Frage.
Wir haben die Wissenschaftler an der CAU, wir ha-
ben die Wissenschaftler am IPN, an einem der füh-
renden deutschen Bildungsinstitute. Wir haben un-
ser eigenes IQSH. Ich bin mir sicher, dass wir ein
gutes Konzept auf den Weg bringen werden.

Lassen Sie mich zu den „Schulen am Wind“ etwas
sagen. Die Wahrheit ist, dass mit den „Schulen am
Wind“ schon längst gesprochen wird. Dabei muss
ich Herrn Habersaat in Schutz nehmen: Natürlich
ist auch unter der alten Landesregierung mit den
„Schulen am Wind“ bereits gesprochen worden.
Natürlich gibt es jetzt einen Runden Tisch mit der
Stadt Kiel. Städte sind übrigens auch wichtig. Es
geht nicht nur um die Schulen, sondern es geht
auch um Jugendarbeit. Aber die „Schulen am
Wind“ bekommen bereits 27,5 zusätzliche Planstel-
len, um mit diesen besonderen Herausforderungen
klarzukommen. Die Tatsache ist: Das genügt offen-

sichtlich nicht. Wenn es nicht genügt, müssen wir
uns fragen: Was läuft da schief? Es geht offensicht-
lich nicht nur um mehr Ressourceneinsatz. Gerade
das Beispiel der „Schulen am Wind“ zeigt, dass das
zu kurz gegriffen ist.

Meine Damen und Herren von der AfD, so wichtig
und gut ich es finde, dass Sie uns heute die Gele-
genheit geben, über dieses Thema zu diskutieren -
Ihr Antrag ist einfach nicht gut. Das muss man ein-
fach sagen. Weil der Antrag nicht gut ist, müssen
wir mehr tun. Aber wir haben aus meiner Sicht heu-
te eine gute Grundlage dafür geschaffen, das The-
ma in angemessener Form im Ausschuss zu bera-
ten. Wir werden - das kann ich Ihnen versichern - in
dieser Frage ein gutes Konzept auf den Weg brin-
gen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Die Landesregierung hat die Redezeit um knapp
2 Minuten überschritten. Möchte noch jemand von
der zusätzlichen Redezeit Gebrauch machen? - Das
sehe ich nicht; mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Ich schließe die Beratung.

Beantragt wurde, zwei Anträge in den Ausschuss
zu überweisen. Ich lasse zunächst darüber abstim-
men, den Antrag, Drucksache 19/158, an den Bil-
dungsausschuss zu überweisen. Wer für diese Über-
weisung ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist das gegen
die Stimmen der AfD mit den Stimmen aller ande-
ren Fraktionen abgelehnt.

(Volker Schnurrbusch [AfD]: Ein Armuts-
zeugnis!)

Ich lasse dann darüber abstimmen, den Antrag der
Fraktion der SPD und der Abgeordneten des SSW,
Drucksache 19/187 (neu), dem Bildungsausschuss
zu überweisen. Wer dafür ist, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist das gegen die Stimmen der AfD bei Zu-
stimmung der anderen Fraktionen so angenommen.
Der Antrag ist damit dem Bildungsausschuss über-
wiesen.

Kommen wir zur Abstimmung in der Sache. Ich
lasse jetzt über den Antrag der AfD-Fraktion,
Drucksache 19/158, abstimmen. Wer diesem An-
trag zustimmen will, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen von CDU,
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SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW
gegen die Stimmen der AfD abgelehnt.

Ich lasse schließlich über den Alternativantrag der
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP, Drucksache 19/208, abstimmen.
Wer zustimmen will, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen von CDU,
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW
gegen die Stimmen der AfD angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Den Zweiten Glücksspieländerungsstaatsvertrag
in seiner jetzigen Form ablehnen

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 19/165

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.
Das Wort hat der Abgeordnete Hans-Jörn Arp von
der CDU-Fraktion.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Warum
diskutieren wir heute in diesem Haus über den
Glücksspielstaatsvertrag?

(Zuruf Thomas Rother [SPD])

- Herr Kollege, ich habe befürchtet, dass Sie das
nicht wissen. Deshalb will ich Ihnen das erklären.
Das ist relativ einfach. Im Oktober, also im näch-
sten Monat, findet die Ministerpräsidentenkonfe-
renz statt. Wir haben in diesem Haus mit den Frak-
tionen der Jamaika-Koalition und dem SSW eine
klare Haltung zu diesem Glücksspielstaatsvertrag,
den wir in der vorliegenden Form ablehnen.

Herr Dr. Stegner, dass er überhaupt hier zur Debat-
te steht, ist ein Teil Ihres Verdienstes. Das war da-
mals schon falsch. Das Glücksspielgesetz, das wir
hatten, war erfolgreich, modern und bot die Mög-
lichkeit der Kontrolle. Mit guten Beamten wurde
das hier in Schleswig-Holstein vorbildlich bearbei-
tet. Sie haben dann dafür gesorgt, dass das Land da-
mals dem Glücksspielstaatsvertrag, der heute gilt,
beigetreten ist.

Der jetzt geltende Glücksspielstaatsvertrag ist nicht
mit Europarecht vereinbar. Er unterstützt unsere
Ziele nicht. Unsere Ziele sind ganz einfach: Wir

wollen den Spielerschutz sichern. Wir wollen auf
alle Fälle dafür sorgen, dass Geldströme kontrolliert
werden. Wir wollen den Jugendschutz weiterhin
viel besser kontrollieren, als dies jetzt der Fall ist.
Ich sage das auch in vollem Bewusstsein der Anwe-
senheit der Vertreter des Lottoblocks hier: Wir wol-
len den Lottoblock stärken. Wir wollen ihn attrakti-
ver machen und nicht wie bisher immer unattrakti-
ver. Auch dabei haben Sie uns an Ihrer Seite. Ich
freue mich, Ihnen das an dieser Stelle in aller Deut-
lichkeit sagen zu können.

(Beifall CDU, FDP und Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Voraussetzung ist für uns auch, dass er mit Europa-
recht vereinbar sein muss. Der Kollege Wolfgang
Kubicki und ich haben das einmal durchgemacht.
Wir haben einen Vertrag notifiziert, der breite An-
erkennung gefunden hat, nicht nur in Schleswig-
Holstein, nicht nur bei vielen Anbietern in Deutsch-
land, sondern er hat inzwischen Nachahmer in Dä-
nemark, in Italien, in Spanien und in Frankreich ge-
funden. Wir können sagen: Wir in Schleswig-Hol-
stein waren dafür Vorbild.

Diesen Weg wollen wir gehen. Jeden, der mit uns
gemeinsam diesen Weg gehen will, laden wir herz-
lich ein. Er muss - meine Damen und Herren, auch
das ist wichtig - wirtschaftsfähig sein. Was von den
anderen hierzu vorgelegt wird, ist nicht mit den An-
forderungen der Wirtschaft vereinbar. Zum Beispiel
gehören heutzutage zu Sportwetten auch die Live-
wetten. Man kann die Anzahl der Lizenzen nicht
begrenzen. Man muss zur Realität kommen und er-
kennen, dass Pokerspiele heute ebenso wie Kasino-
spiele täglich im Internet stattfinden, die überhaupt
nicht kontrolliert werden.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir sagen
nicht nur Nein und stärken damit dem Ministerprä-
sidenten den Rücken. Denn er kann sagen: Ich habe
eine starke Basis zu Hause in meinem Parlament. -
Das verschafft ihm sehr großen Respekt bei den an-
deren Ministerpräsidenten, da das in den meisten
Häusern gar nicht so intensiv wie hier diskutiert
wird. Er hat natürlich ein klares Votum. Denn er
kann sagen: Ich weiß, dass ich eine Unterstützung
in meinem Parlament habe. Aber ich habe auch
einen Auftrag.

(Lachen Beate Raudies [SPD])

Der Auftrag heißt nicht nur „Nein“, sondern der
Auftrag muss auch heißen: Wir setzen uns mit allen
zusammen, die gutwillig sind, um ein neues
Glücksspielgesetz für Deutschland auf den Weg zu
bringen. Das überlassen wir zukünftig nicht mehr
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den Beamten in den Staatskanzleien, die ich sehr
schätze, sondern ich sage Ihnen: Wir müssen uns
mit den Anbietern an einen Tisch setzen. Wir müs-
sen die Vertreter des Lottoblocks ebenso wie deren
Konkurrenten mitnehmen, denn am Ende sind sie
da - egal ob wir sie haben wollen oder nicht, sie
sind faktisch da. Das gilt auch für die anderen An-
bieter in der Branche. Alle setzen sich an einen
Tisch und diskutieren zusammen mit den Poli-
tikern.

Innerhalb eines Jahres zeigen wir Ihnen gemeinsam
mit denen auf der Basis unseres alten Gesetzes
einen Weg auf, den wir gehen können. Herr Minis-
terpräsident, wir sagen also nicht Nein, sondern wir
sagen „Ja“. Aber lassen Sie uns gemeinsam diesen
Weg gehen. Wir reichen allen dazu unsere Hand
und hoffen, dass am Ende - das haben wir immer
wieder gesagt - auch hier bei uns ein guter Weg be-
schritten wird. Die Feuerwehr wartet darauf. Die
Kulturverbände warten darauf, darunter auch der
friesische Kulturverband. Auch die Sportverbände
warten darauf.

Wir haben gerade vor wenigen Tagen mit dem Lan-
dessportverband zusammengesessen. Alle erwarten,
dass wir über diesen Weg nicht nur mehr Einnah-
men erzielen, sondern den Markt sicherer und kon-
trollierbarer machen und insbesondere im Bereich
des Jugendschutzes viel mehr leisten, als das bisher
der Fall ist. Ich lade Sie ein. - Herr Ministerpräsi-
dent, Sie haben unsere Unterstützung auf diesem
Weg. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, AfD und Lars Harms [SSW])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Dr. Kai Dolgner [SPD].

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich wusste ja nicht, dass es in der Jamaika-Koaliti-
on bereits leichte Friktionen gab, die dazu geführt
haben, dass Sie Ihre Meinung unbedingt dem Parla-
ment mitteilen muss. Ich dachte, der Ministerpräsi-
dent ist Teil der CDU-Fraktion. Jetzt habe ich den
Sinn dieses Antrags überhaupt erst verstanden. Ich
hatte vorher schon Probleme damit.

Über den richtigen Weg, mit dem Thema Glücks-
spiel umzugehen, haben wir uns schon öfter ausein-
andergesetzt. Die Ablehnung des zweiten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrags und die Bildung einer

Koalition der Glücksspielwilligen steht schon in Ih-
rem Koalitionsvertrag. Ich dachte, der Ministerprä-
sident hat das gelesen.

Natürlich kann man Ihre Auffassung zur Regulie-
rung des Glücksspiels vertreten, man kann aber
auch die gegenteilige Auffassung des weitreichen-
den Verbotes vertreten, wie es die Mehrheit der
Bundesländer eben tut. Um ein Verbot europa-
rechtssicher zu gestalten - das wissen die, die sich
länger mit diesem Thema befassen - muss es halt
kohärent sein, das heißt - stark verkürzt -, im natio-
nalen Markt gleichmäßig durchgesetzt werden kön-
nen. Sie wollen aber die Kohärenz bewusst zerstö-
ren, um einen europarechtlichen Hebel gegen die
Verbote in den anderen Ländern zu haben.

(Beifall SPD - Zuruf Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Nein, das ist es nicht. Immer, wenn Sie das sagen,
Herr Kubicki - das habe ich Ihnen schon einmal ge-
sagt -, weiß ich, dass ich auf dem richtigen Pfad
bin.

Sie versuchen, durch die Bildung eines liberalisier-
ten Teilmarktes das weitreichende Verbot der
Mehrheit der anderen Länder auszuhebeln, die Ih-
ren Vorstellungen nicht folgen wollen. Genau das -
darauf wollen Sie wahrscheinlich hinaus - hat digi-
Bet bereits versucht: die Inkohärenz auf Grundlage
des alten schleswig-holsteinischen Sonderweges
feststellen zu lassen und damit das Verbot bundes-
weit zu kippen. Ich zitiere das wegweisende Urteil
des EuGH vom 12. Juni 2014, in dem steht, dass
die Kohärenz nur deshalb nicht gefährdet war, weil

„die Anwendung dieser liberalen Regelung
zeitlich auf weniger als 14 Monate und räum-
lich auf ein Bundesland begrenzt war.“

(Vereinzelter Beifall SPD)

Sie wollten es aber gar nicht auf 14 Monate begren-
zen, Herr Kubicki. Im Umkehrschluss stellt der
EuGH klar: Wenn wir die Regelung damals nicht
rückgängig gemacht hätten, dann hätte eine zeitlich
unbegrenzte Regelung sehr wohl die Kohärenz ge-
fährdet.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Quatsch!)

- Das ist überhaupt kein Quatsch. Das ist Ihre sehr
eigenwillige Interpretation.

Die Überraschung, sowohl für die Anhänger als
auch für die Gegner des Glücksspiels war aber
- und das betrifft den zweiten Teil des EuGH-Ur-
teils -, dass es offenbar mehr als nur eines aus dem
Glücksspielstaatsvertrag ausscherenden Landes be-
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durft hätte, um das Verbot bundesweit zu kippen.
Insofern ist es natürlich folgerichtig, jetzt eine Ko-
alition der Glücksspielwilligen zu bilden, um die
beiden Kriterien, die der EuGH aufgestellt hat, zu
kippen, nämlich dass es sich nur eine kurzfristige
Regelung in einem lokal begrenzten Bereich, näm-
lich dem Bundesland Schleswig-Holstein, handelte.

(Christopher Vogt [FDP]: Was wollen Sie
denn?)

Und das wird auch nicht dadurch besser, dass sich
die SPD in Rheinland-Pfalz entschlossen hat, die-
sen Preis für die Ampel zu zahlen.

Das Sahnehäubchen aber ist, dass der Landtag
schon einmal beschließen soll, dass wir den Staats-
vertrag ablehnen, noch bevor er überhaupt das par-
lamentarische Verfahren erreicht hat.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Echte Demokratie
ist das!)

Sie haben das doch schon in Ihrem Koalitionsver-
trag drin. Dann brauchen Sie doch auch den Antrag
nicht, wenn die Regelung nicht greifen soll. Trauen
Sie Ihrer eigenen doch deutlichen Mehrheit nicht,
die auch noch vom SSW verstärkt wird, den Staats-
vertrag im ordentlichen Verfahren abzulehnen? Pa-
raphiert ist er nämlich. Wird das der neue Stil?
Noch bevor ein Gesetz überhaupt die Landtagsbera-
tungen erreicht, sollen wir es ablehnen, ohne Bera-
tung, ohne Anhörung? Nach meinem Geschmack
ist das ein bisschen arg, nur um schnell eine 100-
Tage-Bilanz füllen zu wollen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Kollege Kubicki, Sie wollen, bevor ein
Staatsvertrag zugeleitet ist, schon einmal eine Ab-
lehnung herbeiführen. Das dürfte für den parlamen-
tarischen Stil in Schleswig-Holstein einmalig sein.
Das ist nur damit erklärbar, dass Sie noch einmal
schnell etwas für die 100-Tage-Bilanz brauchen.
Sie, ich und wir alle wissen doch, dass das Ver-
handlungsmandat des Ministerpräsidenten nicht
von einer nicht bindenden Resolution für einen Ge-
setzentwurf abhängt. Sonst würden Sie auch die
Geschäftsordnung aushebeln können.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Kollege Kubicki, Sie können mir gern eine
Zwischenfrage stellen, wenn Sie noch Informati-
onsbedarf haben. Ihre Aufgeregtheit zeigt mir auch
an dieser Stelle, dass wir nicht komplett falsch lie-
gen.

(Beifall SPD)

Es bleibt dabei: Wir können hier im Parlament über
alles reden.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

- Sie wollen es offensichtlich nicht, sonst würden
Sie den Antrag nicht vorlegen. Wir können auch
über Staatsverträge reden. Man kann sich auch im-
mer einigen. Aber es geht nicht - das war in der
letzten Legislaturperiode noch Konsens mit den
Grünen, obwohl unsere Meinungen zum Thema Li-
beralisierung inhaltlich auseinandergehen -, dass
wieder ein Teilmarkt gebildet werden soll und
Menschen dadurch möglicherweise in die Falle ren-
nen, wie zum Beispiel der Herr in Bayern, der
dachte, das ist alles legal, weshalb sein Gewinn lei-
der beschlagnahmt worden ist; er hat dann den Kla-
geweg beschritten.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

- Herr Kollege Arp, Sie regen sich alle so auf. Mei-
ne Redezeit ist leider zu Ende. Sie wollten mir lei-
der keine Zwischenfrage stellen. Insofern muss ich
jetzt leider das Redepult verlassen.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
der Abgeordnete Rasmus Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Spannendste an dem Re-
debeitrag von Herrn Dolgner war, dass er einen Po-
sitionswechsel beinhaltete. Er hat das Verfahren
kritisiert, und er möchte nicht, dass Schleswig-Hol-
stein einen Alleingang macht, wie das vor einigen
Jahren der Fall war. Zum inhaltlichen Sachverhalt -
sprich: sich mit der Thematik Sportwettenlizenzen
oder auch mit Onlineverboten auseinanderzusetzen
- haben Sie nichts Kritisches gesagt; das hat Ihr
Kollege Stegner vorher immer anders gemacht. Ich
begrüße es, dass sich die SPD in dieser Debatte
weiterentwickelt hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Melden Sie sich doch zu einem Dreiminutenbei-
trag, Herr Kollege.

Für uns Grüne steht eines fest: Die deutsche
Glücksspielpolitik hat versagt. Die Länder haben
sich von Gerichtsurteilen treiben lassen und die Au-
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gen vor einer wirksamen Glücksspielregulierung
verschlossen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Dies zeigt sich zum Beispiel bei den Sportwetten.
Urteil auf Urteil musste folgen, bis die Länder Ver-
änderungen bei den Sportwettenlizenzen vornah-
men. Die bisherige Regelung ist nicht nur aus recht-
lichen Gründen, die uns unterschiedliche Gerichts-
höfe immer wieder ins Stammbuch schreiben, pro-
blematisch, sondern auch aus inhaltlichen Gründen
unsinnig.

Es muss fachlich definiert werden, nach welchen
Kriterien Sportwetten zugelassen werden sollen.
Die zahlenmäßige Begrenzung der Konzessionen
für Sportwettanbieter soll nun zwar nach dem zwei-
ten Glücksspieländerungsstaatsvertrag befristet auf-
gehoben werden, doch damit entstehen wieder neue
Folgeprobleme. Beispielsweise würde das das Pro-
blem zwischen alten Anbietern und neuen Anbie-
tern, die sich auf dem Markt etablieren wollen,
nicht lösen.

Doch noch schlimmer ist der Umgang mit den On-
linespielen, nach dem Motto: Was wir nicht sehen,
kann kein Problem sein! So habe ich Sie jedenfalls
immer verstanden, Herr Stegner; auch in der letzten
gemeinsamen Koalition. Hier wird leichtfertig die
Entwicklung auf dem Onlinemarkt ausgeblendet.
Wir Grüne glauben nicht daran, dass Probleme ver-
schwinden, wenn man die Augen verschließt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Jeder, der online zocken möchte, kann dies über
ausländische Angebote oder IP-Adressen tun. Der
Markt wächst bei uns um über 30 %. Das selbstge-
steckte Ziel des Glücksspielstaatsvertrages, den na-
türlichen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete
und überwachte Bahnen zu lenken - so steht es im
Glücksspielstaatsvertrag -, um Schwarzmärkten
entgegenzuwirken, ist gescheitert. Die bisherige
Verbotspolitik ist wirkungslos. Die Folge ist ein
komplett unregulierter Onlinemarkt. Es gibt des-
halb keine Sperrdateien, keine Einschränkung be-
stimmter Spielformen mit hoher Suchtgefahr und
keinen wirksamen Jugendschutz, nichts davon! Das
kann man doch nicht ernsthaft wollen.

Erst durch die Schaffung legaler Angebote beim
Onlinespiel würde sich die Möglichkeit eröffnen,
Onlinespiele überhaupt zu regulieren und Spieler-
schutz zu erreichen. Das ist jedenfalls die Position,
die wir Grüne haben. Wir glauben nicht, dass Kom-

plettverbote in der Suchtpolitik eine Lösung sein
können, weder beim Glücksspiel noch in der Can-
nabispolitik. Wir stehen für grundlegende Änderun-
gen in der Suchtpolitik. Das zeigt sich auch beim
Glücksspielrecht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und vereinzelt CDU)

Der zweite Glücksspieländerungsstaatsvertrag ist
ein Fortschritt, ohne Frage. Er ist besser als das,
was wir jetzt haben. Er reicht aber aus unserer Sicht
nicht aus. Dass er für den Onlinemarkt keine tragfä-
hige Lösung bietet, habe nicht nur ich gerade schon
erwähnt, sondern das wird uns auch von der EU-
Kommission bescheinigt. Deshalb fordern wir un-
seren Ministerpräsidenten auf, die Glücksspielpoli-
tik auf der nächsten Ministerpräsidentenkonferenz
auf Bundesebene neu zu verhandeln.

Hierzu möchte ich eines sagen: Herr Dolgner, was
ist das eigentlich für ein Parlamentsverständnis?
Wir sind ein paar Wochen von einer Ministerpräsi-
dentenkonferenz entfernt, und Sie kritisieren, dass
wir einen Antrag stellen, mit dem wir dem Minis-
terpräsidenten die Position des Parlaments mit auf
den Weg geben. Ich habe Sie immer so verstanden,
dass es Ihnen wichtig ist, dass das Parlament Ein-
fluss nimmt. Ich freue mich, dass das in dieser Ko-
alition so ist und dass der Ministerpräsident nicht
einfach auf die MPK fährt und wir vielleicht gar
nicht mitbekommen, was er da so macht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Über die Details der Ausgestaltung müssen wir na-
türlich noch intensiv beraten, sowohl in der Koaliti-
on als auch natürlich im parlamentarischen Verfah-
ren. Das ist doch klar. Wir können uns in den Aus-
schussberatungen als Beispiel noch einmal Däne-
mark ein bisschen näher angucken. Das ist ein
spannendes Beispiel. Dort wurde der Glücksspiel-
markt in den letzten Jahren erheblich liberalisiert.
Sportwetten und Online-Kasinos können seitdem
ohne quantitative Begrenzung lizensiert werden, je-
doch sind damit einige Auflagen verbunden, die ge-
nau dies leisten, und zwar in Kooperation mit
Suchthilfeverbänden. Dort wird genau das gemacht,
was ich eben gerade als grüne Position beschrieben
habe.

Ich freue mich über diese Debatte. In Dänemark
konnten dadurch im Ergebnis bis 2016 ungefähr
90 % des Online-Marktes wieder in den regulierten
Bereich zurückgeholt werden. Bei uns sind 100 %
unreguliert. Diese beiden Zahlen zeigen im Ver-
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gleich, dass es in der Glücksspielpolitik so nicht
weitergehen kann.

Wir bitten um Zustimmen zu unserem Antrag. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
FDP)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die FDP-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich bin schon erstaunt, und da kann ich dem Kolle-
gen Andresen nur zustimmen, dass der Kollege
Dolgner kritisiert, dass wir uns mit einem Thema
beschäftigen, das bundesweit von Bedeutung ist
und bei dem es auf die Haltung des Parlaments in
Schleswig-Holstein ankommt.

Warum wollen wir heute die Erklärung abgeben,
dass wir, unabhängig von der Frage, ob dieser über-
haupt zugeleitet werden wird, dem Zweiten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag nicht zustimmen? - Da-
mit die anderen Bundesländer merken, dass wir ei-
ne einheitliche Regulierung brauchen und sich jetzt
gemeinsam mit uns auf den Weg machen, das
Glücksspielrecht in Deutschland insgesamt neu zu
ordnen. Machen wir das nicht, dann bleiben die Ge-
rüchte im Raum stehen: Schleswig-Holstein wird
schon einknicken, wir machen das jetzt erst einmal,
und dann machen wir das andere später.

Wir wollen diese Illusion bei den anderen zerstö-
ren, und ich hoffe, dass die Staatskanzleien der an-
deren Länder genau zuhören, dass dieses Parlament
jedenfalls in diesem Jahr den Zweiten Glücksspiel-
änderungsstaatsvertrag nicht als Gesetzgebungs-
werk umsetzen wird. Damit muss man sich auf den
Weg machen, etwas Neues zu organisieren.

Warum? - Der Zweite Glücksspieländerungsstaats-
vertrag ist genauso rechtswidrig wie der bestehende
Glücksspielstaatsvertrag, und zwar deshalb, weil er
genau den zentralen Bereich, auf den es ankommt,
nämlich das Online-Spiel, weder für Sportwetten
noch für Poker noch für Kasinospiele regelt und re-
guliert. Die Kohärenz besteht darin, dass der
Glücksspielmarkt entweder insgesamt reguliert
wird oder dass Teilbereiche wie dieser ausgenom-
men werden. Das führt tatsächlich dazu, dass die
Europarechtsfähigkeit nicht gegeben ist. Wie wol-
len Sie denn sicherstellen, dass Sie über einen An-

bieter in Dänemark spielen können und in Schles-
wig-Holstein, in Deutschland, nicht?

Wir wollen endlich den staatlichen Rahmen schaf-
fen, indem wir auch bei privaten Anbietern dafür
Sorge tragen können, dass der Suchtprävention Ge-
nüge getan wird. Wir stehen mit dem derzeitigen
Totalverbot der Online-Spiele vor der absurden Si-
tuation, dass wir dadurch nicht mehr für die Sucht-
prävention tun, sondern ihr sogar noch entgegen-
wirken. Es hat sich ein riesiger nicht kontrollierter
Markt gebildet. Wir reden hier von einem Milliar-
dengeschäft, auf das keiner von uns irgendeinen
Einfluss hat, egal wie man sich auch rhetorisch für
die Suchtprävention einsetzen mag. Einfluss gewin-
nen wir erst wieder, wenn wir den illegalen und
nicht regulierten Markt zurückdrängen, und das
geht nur durch attraktive legale Angebote in einem
regulierten Markt. Dafür sind wir doch zuständig.

Vier Fünftel des Marktvolumens im nicht regulier-
ten Glücksspiel entfallen auf das Online-Spiel, und
50 % der Bruttospielerträge im nicht regulierten
Glücksspielmarkt werden durch Online-Spiele er-
zielt. Das ist die Größenordnung an Glückspiel, das
sich staatlicher Regulierung in Deutschland bisher
entzieht, und hier müssen wir dringend etwas tun,
und zwar mit den anderen Ländern gemeinsam.
Von heute geht das Signal aus: mit den anderen
Ländern gemeinsam. Aber wir beteiligen uns nicht
mehr an rechts- und europarechtswidrigen Maßnah-
men der anderen Länder, nur um das Lotteriemono-
pol zu retten, das wir ja auf andere Weise stärken
können.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Beifall Lars Harms
[SSW])

Dass ausgerechnet Sozialdemokraten sich dagegen
wehren, zeigt mir, dass sie in der neuen Welt noch
nicht angekommen sind. Herr Stegner, die Digitali-
sierung ist vielleicht noch ein Schlagwort für Sie,
aber Sie müssen sich einmal anschauen, was im In-
ternet passiert. Dann kann Ihnen sicher nicht mehr
entgangen sein, dass wir dort Regulierungen schaf-
fen müssen, die wir durchsetzen können und die
nicht nur rhetorischer Natur sind, indem wir sie hier
reklamieren.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Damit habe ich
nichts zu schaffen!)

- Ich weiß, dass Sie damit nichts zu schaffen haben.
Das ist auch gut so, dass Sie damit nichts mehr zu
schaffen haben. Das ist ja der Sinn der letzten Wahl
gewesen, dass Sie damit nichts mehr zu schaffen
haben,
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(Beifall FDP und CDU)

aber ich dachte, ich kann zur Fortbildung der Sozi-
aldemokratie beitragen, weil ich immer noch hoffe,
dass Sie mehr wollen als 21 oder 22 % bundesweit.

Das, was mich, was uns alle aber am meisten är-
gert, ist, dass uns pro Jahr circa 1,3 Milliarden € an
Mitteln verlorengehen, die den Ländern zur Verfü-
gung stehen würden. Seit fünf Jahren verzichten
wir bundesweit pro Jahr auf 1,3 Milliarden € an
Mitteln, die den Ländern zur Verfügung stehen
würden. Ich kann Ihnen einmal sagen, was wir alles
damit machen könnten. Dass eine Sozialdemokratie
und andere das einfach sehenden Auges hinneh-
men, aus welchen Gründen auch immer, ist mir un-
verständlich. Wir sind darauf angewiesen, dass wir
nicht nur darüber reden, dass wir bessere Bildung
und bessere Straßen brauchen, und wir werden viel-
leicht für die Schulden der HSH Nordbank aufkom-
men müssen. Wir müssen deshalb auch dazu beitra-
gen, dass die Ertragssituation sich für die Länder
insgesamt verbessert, und dazu leisten wir heute
den entscheidenden Beitrag.

Noch einmal: Wir fordern die anderen Länder auf,
mit uns gemeinsam von jetzt an den Weg zu gehen,
denn der alte Glücksspielstaatsvertrag ist europa-
rechtswidrig. Er hält keine drei Monate mehr. Wir
haben ein halbes Jahr Zeit, das vernünftig zu re-
geln. Wir haben gute Vorlagen: Dänemark, Schles-
wig-Holstein, was auch immer. Machen wir uns ge-
meinsam auf den Weg. Das ist auch meine Bitte an
den Ministerpräsidenten dieses Landes, nämlich das
in der MPK deutlich zu machen. Wir strecken die
Hand aus, aber wir beteiligen uns nicht mehr an
rechtswidrigen Aktionen. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die AfD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Doris
Fürstin von Sayn-Wittgenstein das Wort.

Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein [AfD]:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Mit der heute beantragten Ablehnung des Zweiten
Glücksspieländerungsstaatsvertrags bereitet die
Landesregierung einen Sonderweg vor, den unser
Bundesland bei der staatlichen Regulierung von
Glücksspielen bekanntlich schon einmal beschritten
hat. Bereits am ersten Staatsvertrag beteiligte sich
Schleswig-Holstein zunächst nicht und wählte statt-

dessen über ein eigenes Landesgesetz den Weg zur
Neuordnung des Glücksspiels.

(Zuruf CDU)

- Vielen Dank. - Aber in der Sache gibt es stichhal-
tige Gründe, auch jetzt in diesem Bereich wieder
für einen Neustart zu sorgen. Bereits der Erste
Glücksspieländerungsstaatsvertrag konnte die in
ihn gesetzten Erwartungen nicht erfüllen. Die Be-
schränkungen für private Glücksspielangebote, be-
sonders die der Höhe nach begrenzte Vergabe von
Konzessionen, hatten vor der Rechtsprechung kei-
nen Bestand. Das Vergabeverfahren wurde für in-
transparent und damit für verfassungswidrig erklärt.

Auch in dem jetzt zur Ratifizierung vorliegenden
Staatsvertrag wird ein befriedigender Ausweg zur
Regulierung von Glücksspielen nicht aufgezeigt.
Vielmehr geht es offenbar darum, in einzelnen Be-
reichen nachzubessern. Aber dies geschieht einmal
mehr um den Preis von schwer verständlichen
Übergangsregelungen, zum Beispiel bei der vorläu-
figen Legalisierung von Glücksspielangeboten und
der Festlegung einer sogenannten Experimentier-
phase für Sportwetten. Dies halten wir als AfD-
Fraktion ebenso wenig für zielführend wie die ge-
plante Verlagerung von Behördenzuständigkeiten
auf die Bundesländer Sachsen-Anhalt und Nord-
rhein-Westfalen.

Wir unterstützen daher das Vorhaben der Landesre-
gierung, dem Zweiten Glücksspieländerungsstaats-
vertrag nicht zuzustimmen und bei der Vergabe von
Glücksspielkonzessionen eine umfassende Neure-
gelung anzustreben, die sich an klaren qualitativen
Kriterien orientiert. Sollte der Abschluss eines neu-
en Staatsvertrags zur Regulierung von Glücksspie-
len in absehbarer Zeit zur Diskussion stehen, halten
wir auch eine vorsichtige Ausstiegsoption unseres
Landes für sinnvoll. Das Bundesland Hessen ist uns
hier mit gutem Beispiel vorangegangen. - Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Welche Grundsätze muss eigentlich ein
Glücksspielstaatsvertrag erfüllen? - Erstens. Er
muss Spielerschutz gewährleisten. Zweitens. Er
muss Einnahmen für den Staat aus der Lizenzverga-
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be generieren. Drittens. Es muss fairen Wettbewerb
für die Anbieter von Glücksspiel geben. Viertens.
Es muss gemeinsame Regelungen für ganz
Deutschland geben.

Die meisten dieser Kriterien erfüllt der derzeitige
Vorschlag des Glücksspielstaatsvertrages eben ge-
rade nicht. Deswegen glaube ich, dass es richtig ist,
diesen auch im Vorwege schon abzulehnen und
deutlich zu machen, dass der nicht tragbar ist.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und AfD)

Ich sage auch ganz deutlich: Es ist nicht nur eine
politische Haltung unsererseits oder auch der Koali-
tionäre, sondern dass es nicht europarechtskonform
ist, ist uns schon schriftlich mitgeteilt worden. Wir
wissen jetzt schon, dass das Ding eigentlich nicht
rechtens ist. Ich finde, dass man in einem Parlament
Dingen nicht zustimmen kann, die nicht rechtens
sind, sollte eigentlich eine Selbstverständlichkeit
sein.

(Beifall SSW, CDU, FDP und Rasmus An-
dresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Schauen wir uns einmal die vier Punkte an. Erster
Punkt: Spielerschutz und Jugendschutz. Wir haben
Online-Kasinospiele und Online-Pokerspiele, die
derzeit rechtlich nicht geregelt sind. Wenn man so
will, ist das ein völlig rechtsfreier Raum. Wir haben
null Einflussmöglichkeiten, ob da Spielerschutz
oder Jugendschutz stattfinden. Das findet formal-
rechtlich alles im Ausland statt. Das können wir so
nicht hinnehmen. Wenn wir Spielerschutz haben
wollen, müssen wir natürlich auch selbst die Lizen-
zen herausgeben und selbst die Bedingungen set-
zen.

Zweiter Punkt: Einnahmen für den Staat. Logisch:
Wenn die Dinge nicht bei uns organisiert werden,
wenn sie im Ausland stattfinden, wenn unsere Spie-
ler auf ausländischen Plattformen spielen, dann ist
natürlich auch klar, dass wir keine Einnahmen ha-
ben, keine Einnahmen für Sport, für Spielerschutz,
für soziale Aufgaben, für Kultur. All das würde aus
diesen Mitteln finanziert. Der Kollege Kubicki hat
es eben schon deutlich gemacht: Es sind über
1 Milliarde €, die dem deutschen Fiskus in der Ver-
gangenheit verloren gegangen sind. Das kann ei-
gentlich nicht sein. Dieses Geld kann man besser
einsetzen.

(Beifall CDU und FDP)

Der dritte Punkt: fairer Wettbewerb. Wie sieht es
denn mit dem Wettbewerb aus? Nach derzeitiger
Rechtslage - auch wenn der Gesetzentwurf das et-

was ändern will - sind Lizenzen zahlenmäßig be-
grenzt. Inhalte spielen da keine Rolle. Ich glaube
aber, es ist wichtig, vorher Vorgaben zu machen,
nach welchen Kriterien eine Lizenz vergeben wird,
und dann werden die Lizenzen auch vergeben. Da-
bei ist es dann egal, wie viele Anbieter diese Li-
zenzbedingungen erfüllen. Es geht um die Bedin-
gungen, es geht um die Inhalte, um die Qualität und
nicht so sehr um die Quantität. Auch vor dem Hin-
tergrund ist es richtig, das völlig neu zu starten. Ich
sage das auch ganz bewusst vor dem Hintergrund,
dass wir auch stationäres Glücksspiel haben und
dass auch da natürlich Waffengleichheit herrschen
muss. Es kann nicht sein, dass wir online Dinge
leichter organisieren und leichter zugänglich ma-
chen als stationär. Das muss miteinander abge-
stimmt werden. Ich glaube, da besteht eine Chance,
dass wir das im Sinne eines fairen Wettbewerbs in
diesem Bereich auch hinbekommen können.

(Beifall SSW, CDU, FDP und Rasmus An-
dresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vierter Punkt: gemeinsame Regelung für ganz
Deutschland. Das ist ja der Grund gewesen, warum
die Küstenkoalition seinerzeit das Gesetz abge-
schafft und sich dem Staatsvertrag angeschlossen
hat. Ich sage auch ganz ehrlich: Das geschah auch
unter etwas Schmerzen bei uns, denn das Gesetz,
das wir hatten, war einwandfrei und ein Vorbild für
andere Staaten, die es entsprechend ähnlich umge-
setzt haben. Unsere Vorstellung ist natürlich jetzt,
dass, wenn wir jetzt rausgehen und tatsächlich den
Druck erhöhen, dann eine ähnliche Regelung, wie
wir sie hier als Land Schleswig-Holstein für uns ha-
ben, auf Bundesebene geschaffen wird. Das ist das
große Ziel, das wir haben. Daran wollen wir natür-
lich festhalten.

(Beifall SSW, CDU, vereinzelt FDP und Bei-
fall Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Warum jetzt als Parlament zuerst? - Die Kollegin-
nen und Kollegen haben das vorher schon gesagt.
Ich weiß, wir haben vor zweieinhalb Jahren Verfas-
sungsdiskussionen geführt und ganz groß und hoch-
geistig darüber beraten, wie ein Parlament im Vor-
wege gerade auch zu Staatsverträgen informiert
werden kann und sich rechtzeitig zur Wort melden
kann, bevor die Regierung irgendetwas unter-
schreibt. Ich finde, es ist eigentlich eine saubere
Lösung, vorher zu sagen, dass man später als Parla-
ment nicht zustimmen wird, wenn das so bleibt, wie
es jetzt ist. Das erleichtert die Verhandlungssituati-
on unserer Regierung selbstverständlich, und das
erleichtert vor allen Dingen auch das Prozedere auf
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Bundesebene. Auch die anderen Bundesländer ha-
ben dann natürlich einen etwas besseren Einblick,
wie es laufen wird und dass wir da wirklich hart
bleiben werden. Ich glaube, diese Botschaft muss
auch nach draußen gebracht werden.

(Beifall SSW, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Ein Letztes: Der Kollege Andresen hat es gerade
eben schon gesagt, Dänemark hat solche Rege-
lungen geschaffen. 90 % des Spiels in Dänemark
sind jetzt wieder reguliert. Es wird immer einen
Teil geben, der außerhalb der Regulation stattfin-
det, weil Leute irgendwelche wilden Spiele auf ir-
gendwelchen Plattformen in der Karibik spielen.
Das wird immer so sein. Aber dass man es hinbe-
kommen kann, zeigen andere Länder, unter ande-
rem auch Dänemark. Ich finde, wir sollten das auch
hinbekommen können.

(Beifall SSW, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und Volker Schnurrbusch
[AfD])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat Herr Abgeord-
neter Dr. Kai Dolgner von der SPD-Fraktion.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch wenn Sie sich jetzt bemühen, lieber Kollege
Andresen, der erste Satz des gemeinsamen Antrags
lautet:

„Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird
dem paraphierten Zweiten Glücksspielstaats-
vertrag nicht zustimmen“.

(Lukas Kilian [CDU]: Genau richtig!)

Ich fordere Sie auf, einmal so einen Antrag aus den
letzten 30 Jahren im Landtag zu zeigen, bei dem
der Landtag mit Mehrheit der Regierungsfraktio-
nen, noch bevor der Staatsvertrag zugeleitet ist, ge-
sagt hat, man beschließe den nicht. Das ist eine
ganz besondere Maßnahme. Das mit den Nachver-
handlungen wissen Sie selbst. Sie können vielleicht
auch eine Erklärung zum Staatsvertrag abgeben.
Der Staatsvertrag ist ausgehandelt.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Mit anderen Worten: Sie wissen genauso gut wie
meine Wenigkeit: Der Staatsvertrag ist damit tot.
Das können Sie aber auch im normalen parlamenta-
rischen Verfahren machen. Das ist der Kritikpunkt.

Ich werde meine Redezeit nicht dafür aufwenden,
die inhaltlichen Unterschiede, die wir auch letztes
Mal besprochen haben, noch großartig zu erzählen.
Das wissen Sie alle, das können Sie nachlesen.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Aber Herr Kollege Andresen, was Sie hier nicht
verdecken können, ist, dass Sie vorher auch gesagt
haben - bei allen Unterschieden -: Was nicht geht,
ist, dass wir anderen Bundesländern unseren Weg
aufzwingen. - Vier ist auch nicht die Mehrheit. Sie
zwingen damit anderen Bundesländern den Willen
auf.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Damit es nicht heißt, Sie hätten das aus Koalitions-
disziplin gesagt, zitiere ich Monika Heinold, als wir
noch gemeinsam in der Opposition waren: Außer-
dem muss Schleswig-Holstein bereit sein, im Inter-
esse einer gemeinsamen Lösung Kompromisse ein-
zugehen, statt der Glücksspiellobby im Alleingang
Tür und Tor zu öffnen.

(Beifall SPD - Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist
es! So ist es!)

Das hat nicht Herr Stegner gesagt, das hat Frau
Heinold gesagt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr weiser Bei-
trag!)

Der Begriff „Las Vegas im Norden“ kam übrigens
auch von Frau Heinold. Damals hat die grüne Frak-
tion ein schönes Leuchtschild „Las Vegas im Nor-
den“ gemacht. Sie achten ja immer so ein bisschen
auf Bilderproduktion. Also tun Sie nicht so, als ob
wir - -

(Zuruf)

- Ja, jetzt wollen Sie genau der gleichen Sache zu-
stimmen. Wenn Sie schon von Richtungsänderung
sprechen, die Sie konstatiert haben: Sie haben eine
Richtungsänderung gemacht. Sie finden es jetzt
richtig, unabhängig von inhaltlichen Differenzen,
dass das Glücksspiel in Deutschland unterschied-
lich geregelt wird. Das finden wir falsch. Das war
der Konsens.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Zwischenbemerkung des Herrn Abgeordne-
ten Wolfgang Kubicki?
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Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Dr. Dolgner, wir kennen uns lange und gut.
Habe ich Sie jetzt dahin gehend richtig ver-
standen, dass, wenn Ministerpräsidenten
einen Staatsvertrag ausgehandelt haben, die
Parlamente diesen Staatsverträgen immer zu-
stimmen müssen, weil ansonsten ja ein, zwei
oder drei Länder, die dem nicht zustimmen
würden, den anderen ihren Willen aufzwin-
gen würden? Müssen wir jetzt Staatsverträge
immer zustimmend abnicken, oder hat das
Parlament noch Entscheidungsmöglichkei-
ten?

- Nein, dafür gibt es allerdings nach PIG ein geord-
netes Verfahren, das Sie hier verlassen.

(Beifall SPD - Zurufe Wolfgang Kubicki
[FDP] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Gestatten Sie jetzt noch eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Rasmus Andresen?

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Gern.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ganz unabhängig davon, Herr
Kollege Kubicki, möchte ich Sie gern -

- Ich habe übrigens noch ein Zitat von dir da!

- darauf aufmerksam machen, dass der An-
trag, den die Koalitionsfraktionen zusammen
mit den Abgeordneten des SSW eingebracht
haben, nicht nur aus einem Satz besteht, son-
dern sehr klare Kriterien definiert, und wir -
das haben mehrere Redner in der Debatte ge-
sagt, ich selbst nicht, aber beispielsweise die
Kollegen Harms und Kubicki - in einer Si-
tuation sind, wo diese Fragen diskutiert wer-
den und dass es vor einer Ministerpräsiden-
tenkonferenz und bevor der Staatsvertrag
hier im Parlament landet - in einer Situation,
in der andere Parlamente schon weiter in der
parlamentarischen Beratung sind -, durchaus
auch sinnvoll sein kann, einen Antrag zu be-
schließen, der noch einmal deutlich macht, in
welche Richtung es gehen soll. Ich weiß
nicht, wie es Ihnen geht, aber wir bekommen
sehr viele Anfragen auch aus anderen Län-
dern, durch die noch einmal unsere Position

hier in Schleswig-Holstein abgefragt wird.
Deshalb glauben wir, dass ein Antrag jetzt
hier ein gutes und richtiges Signal ist, weil
wir die Richtung für die Ministerpräsidenten-
konferenz beschreiben. Danach geht es dann
natürlich im normalen Verfahren mit den
Staatsverträgen weiter, wie Sie es auch zitiert
haben. Das ist aber kein Gegensatz, sondern
ganz im Gegenteil: Das kann man ganz gut
zusammen so machen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

- Herr Kollege Andresen, ich bin Ihnen äußerst
dankbar für diese Erläuterung. Jetzt habe ich es we-
nigstens verstanden.

(Beifall Lukas Kilian [CDU])

Ich dachte ja, es ginge nur um die 100-Tage-Bilanz.
Jetzt habe ich verstanden, dass die Kollegen aus
den anderen Ländern Ihrem Koalitionsvertrag of-
fenbar nicht trauen, in dem das enthalten ist, und
offenbar noch einmal Ihren parlamentarischen
Schwur benötigen.

(Beifall Birte Pauls [SPD] und Dr. Ralf Steg-
ner [SPD])

Denn anders ist es nicht zu erklären, dass offen-
sichtlich Ihr Koalitionsvertrag für die Verhandlun-
gen nicht ausreicht und Sie unbedingt heute einen
Parlamentsbeschluss herbeiführen wollen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Es gibt auch
SPD-Staatskanzleien!)

- Allen Zwischenrufern kann ich sagen: Sie haben
ein Parlamentsverständnis, ich habe ein Parlaments-
verständnis, das können wir gern ein anderes Mal
ausdiskutieren.

(Zurufe)

Wenn das ein übliches Prozedere ist, schmeißen Sie
jetzt alle einmal Ihre Suchmaschine an, und gucken
Sie einmal, ob Sie so einen Antrag mit dem ersten
Satz finden!

(Zurufe)

- Herr Andresen, ich habe mich auf den ersten Satz
bezogen. Mein Konstatieren, dass man inhaltlich
darüber reden kann, haben Sie dazu benutzt, mir
vorzuwerfen, dass ich die Geschichte des Glücks-
spiels in Deutschland, die Suchtgefahren, die Fra-
gen der Live-Wetten oder Möglichkeiten von leich-
teren Verschiebungen von Sportveranstaltungen
hier in fünf Minuten nicht thematisiert habe. Das
können wir alles gern in einem Ausschussverfahren
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tun, das Sie immer angekündigt haben, 2012, 2013.
In jeder Pressemitteilung sagen Sie: Beim Thema
Glücksspiel muss alles sorgfältig abgewogen wer-
den. - Es ist ja schön, dass Sie in Ihrer neuen Koali-
tion alles sorgfältig abgewogen haben.

(Zurufe)

Das normale Verfahren ist, dass man einen Staats-
vertrag zuleitet, Herr Kollege Kubicki, dass man ei-
ne erste und zweite Lesung durchführt. Natürlich
kann das Parlament einen Staatsvertrag auch ableh-
nen. Sie kennen die Auswirkungen der Ablehnung
eines Staatsvertrags. Das Verfahren bei Staatsver-
trägen ist schwierig. Wir könnten lange darüber re-
den, ob wir das Prozedere bei Staatsverträgen än-
dern. Da ist es nun einmal so, dass man am Ende
nur ablehnen oder zustimmen kann.

Es gibt natürlich einige Zustimmung, zum Beispiel
zu der Paketlösung, die wir hatten, bei der plötzlich
der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag mit drin war,
den wir beide so nicht wollten.

Das wissen Sie alles ganz genau. Trotzdem haben
Sie es nötig, heute, hier und jetzt so einen Antrag
zu stellen, weil angeblich - das haben auch Sie ge-
sagt, Herr Kubicki - Kollegen aus anderen Bundes-
ländern Angst haben, dass Schleswig-Holstein zu-
rückzuckt. Wie soll das denn passieren? Durch
Neuwahlen? Sie haben hier eine breite Mehrheit.
Das reicht nicht aus, das anderen zu versichern?

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das werde ich auch heute nicht begreifen, auch mit
dem fünfzigsten Zwischenruf des Kollegen Kubicki
nicht. - Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Was regen Sie sich so auf?)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Für die Landesregierung hat der Minister für Inne-
res, ländliche Räume und Integration, Hans-Joa-
chim Grote, das Wort.

(Zurufe)

Hans-Joachim Grote, Minister für Inneres, ländli-
che Räume und Integration:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Für mich als zuständigem Innenminister
stehen die Ziele einer Glücksspielregulierung im
Fokus der Betrachtung. Diese sind seit Jahrzehnten
nahezu unverändert. Das ist die vor uns liegende
Aufgabe: Das Glücksspiel soll ordnungsgemäß,

fair, verantwortlich und transparent durchgeführt,
die Spieler sollen vor betrügerischen Machenschaf-
ten geschützt und die mit Glücksspielen verbunde-
ne Folge- und Begleitkriminalität abgewehrt wer-
den. Es geht um die Lenkung des natürlichen Spiel-
triebs der Bevölkerung in geordnete und überwach-
te Bahnen, die Eindämmung des ungesetzlichen
Glücksspielmarktes sowie die Beschränkung des
legalen entgeltlichen Spielkonsums auf einen ange-
messenen Umfang. Dies sind die weiteren Ziele.

Dies dient auch der Vorbeugung gegen Suchtrisi-
ken. Es gilt auch, die Integrität des sportlichen
Wettbewerbs bei der Veranstaltung und dem Ver-
trieb von Sportwetten zu schützen. Und nicht zu
vergessen: Unsere Gesellschaft will mit einer wirk-
samen Glücksspielregulierung den Jugend- und
Spielerschutz gewährleisten.

Diese Ziele stehen bei uns allen außer Frage. Des-
halb muss sich die Wirksamkeit jeder Form der
Glücksspielregulierung daran messen lassen, ob sie
geeignet ist, diese Ziele zu erreichen.

Zur Beantwortung dieser Frage für den geltenden
Glücksspielstaatsvertrag beschränke ich mich auf
den Bereich Online-Casino und Online-Poker. Der
Jahresreport 2015 der Glücksspielaufsichtsbehör-
den - einsehbar auf der Internetseite der Gemeinsa-
men Geschäftsstelle der Glücksspielaufsichtsbehör-
den der Länder beim Hessischen Ministerium des
Innern und für Sport - belegt unter dem geltenden
Staatsvertrag ein enormes Wachstum des Schwarz-
marktes. Der Bruttospielertrag als Differenz von
Ein- und Auszahlungen an die Spielerinnen und
Spieler ist allein von 2014 auf 2015 um 430 Millio-
nen € auf 1,165 Milliarden € gestiegen. Das ist ein
Zuwachs von 58 % innerhalb eines Jahres - 58 %
Zuwachs! Experten erwarten bis zum Eintritt der
Marktsättigung ein weiteres Wachstum um jährlich
dreistellige Millionenbeträge.

Auf diesem riesigen und weiter wachsenden
Schwarzmarkt spielen sich natürlich menschliche
Schicksale ab. Der Glücksspielregulierung fehlt je-
doch jede Kenntnis darüber, ob diese illegalen
Glücksspiele wenigstens ordnungsgemäß und trans-
parent durchgeführt werden.

Formale Verbote aller Anbieter führen in diesem
Markt nicht zur gewünschten Kanalisierung des na-
türlichen Spieltriebs der Bevölkerung in geordnete
oder gar überwachte Angebote. Bei diesen Glücks-
spielen in Milliardenhöhe können staatlicherseits
keine suchtvorbeugenden und spieler- und jugend-
schützenden Maßnahmen durchgesetzt werden.
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All das zeigt: Wer an den Zielen der Glücksspielre-
gulierung festhalten will, der muss neue Wege fin-
den, sie zu erreichen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Meine Damen und Herren, wir dürfen nicht länger
versuchen, das Internetglücksspiel mit analogen In-
strumenten aus dem vergangenen Jahrtausend in
den Griff zu bekommen.

Mit dem schleswig-holsteinischen Glücksspielge-
setz wurde eine effektive, datenbankbasierte
Glücksspielregulierung umgesetzt, auch für den Be-
reich Online-Casino. Das beweist: Ziele der
Glücksspielregulierung können auch in diesem
Jahrtausend erreicht werden. Daran - so sehe ich
den Auftrag - wollen wir anknüpfen. Gemeinsam
mit anderen Ländern wollen wir eine dauerhaft
tragfähige und vor allen Dingen - das wurde wie-
derholt gesagt - europarechtskonforme Lösung für
den gesamten Glücksspielbereich herbeiführen und
dabei Sportwetten und Online-Glücksspiele regula-
torisch gleichbehandeln.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, wir stehen vor der Her-
ausforderung, dass der derzeit geltende Glücks-
spielstaatsvertrag noch bis zum 30. Juni 2021 gilt.
Veränderungen können nur gemeinsam von allen
Ländern umgesetzt werden. Eine Kündigungsklau-
sel gibt es nicht.

Für den Fall, dass wir kurzfristig nicht zu der von
mir skizzierten Lösung kommen, müssen wir auch
eigene Wege beschreiten. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsident Oliver Kumbartzky:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Es ist be-
antragt worden, über den Antrag in der Sache abzu-
stimmen. Wer dem Antrag zustimmen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Damit ist der Antrag Drucksache 19/165
mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP, AfD und den Abgeordneten des
SSW gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ange-
nommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 33 auf:

Bildung muss gemeinsame Aufgabe von Bund,
Ländern und Kommunen sein

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/170

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/209

Bildung als gemeinsame Herausforderung von
Bund, Ländern und Kommunen

Alternativantrag der Fraktion der AfD
Drucksache 19/214

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat der Abgeordnete Kai Vogel von der SPD-
Fraktion.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Artikel 72 des Grundgesetzes ver-
pflichtet den Staat zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet. Das heißt
nicht unbedingt „gleichartig“, aber das heißt, dass
die Bildungs- und damit Lebenschancen junger
Menschen nicht davon abhängen dürfen, ob sie in
einem finanzstarken oder in einem finanzschwa-
chen Bundesland leben, ob ihre Schule von einer
armen oder einer reichen Gemeinde getragen wird.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es war - das muss ich zugeben - wohl einer der
schlimmsten Fehler der Großen Koalition auf Bun-
desebene in der Legislaturperiode 2005 bis 2009,
bei der Entflechtung der Aufgaben des Bundes, der
Länder und Gemeinden das unselige Kooperations-
verbot im Bildungsbereich im Grundgesetz veran-
kert zu haben. - Ich sage das auch sehr selbstkri-
tisch an die Adresse meiner eigenen Partei.

Was erst einmal in einer Verfassung steht, das be-
kommt man nicht schnell wieder heraus. Glückli-
cherweise sind wir da im Wissenschaftsbereich
schon einen riesigen Schritt weiter. Das löst aber
nicht das Problem der Schulen und der vorschuli-
schen Bildung.

Wir haben deshalb am 12. September 2014 frakti-
onsübergreifend in diesem Hause einen Antrag be-
schlossen, wonach sich die Landesregierung auf
Bundesebene weiter dafür einsetzen soll, dass das
Kooperationsverbot für den gesamten Bildungsbe-
reich aufgehoben wird. In diesem Punkt sehe ich
keine sehr großen Unterschiede zwischen uns und
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der Koalition auf Landesebene. Es gibt aber sehr
wohl einen Unterschied bei den bundespolitischen
Festlegungen.

Wenn ich in das Wahlprogramm der Jungen Union
schaue, gibt es zwar ein Bekenntnis zur Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse, auch im Bereich Bil-
dung. Es gibt jedoch nur vage Ankündigungen, die
Länder bei der digitalen Weiterbildung der Lehrer
und in der beruflichen Bildung zu unterstützen.

Wir wollen einen Schritt weitergehen und es dem
Bund ermöglichen, in finanzschwachen Kommunen
direkt in die Bildungsinfrastruktur zu investieren. In
einem zweiten Schritt wollen wir das Kooperations-
verbot gänzlich aus dem Grundgesetz löschen.

Wir sehen massiven Bedarf nach finanzieller Unter-
stützung durch den Bund - im Wesentlichen in den
folgenden Bereichen: Wir brauchen mittelfristig für
alle Schülerinnen und Schüler ein für sie problem-
los erreichbares Ganztagsangebot und einen Aus-
bau der gebundenen Ganztagsschule.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Die Küstenkoalition ist im Bereich des digitalen
Lernens in der 18. Legislaturperiode ein gutes
Stück vorangekommen. Es bleibt aber noch viel zu
tun. Ich erwähne hier den Anschluss aller Schulen
an das Glasfasernetz, die Ausstattung der Schulen
mit digitalen Endgeräten und die Entwicklung ent-
sprechender Medien und didaktischer Konzepte so-
wie natürlich die Ausstattung der Schulträger mit
dem entsprechenden Personal.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das bisherige Sanierungsprogramm für Schulen
muss fortgeschrieben und aufgestockt werden.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Kubicki, wenn Sie ab nächster Woche im
Bundestag sitzen können, werden wir erleben, dass
durch Ihr Zutun alles im Quantensprung vorangeht.

(Martin Habersaat [SPD]: Ratzfatz! - Zuruf
Wolfgang Kubicki [FDP])

Wir haben im Bereich der digitalen Bildung in der
vergangenen Legislaturperiode das erste Mal ein
vernünftiges Konzept aufgelegt.

(Beifall SPD)

In Ihrer Regierungszeit 2010 bis 2012 fand das
überhaupt keine Erwähnung - da gab es digitale
Medien aber ebenso.

(Martin Habersaat [SPD]: So ist es! - Zuruf
Tobias Loose [CDU])

Des Weiteren wollen wir einen besonderen Förder-
schwerpunkt bei den beruflichen Schulen legen.
Wir streben an, dass die Bildung von der Kinderta-
gesstätte bis zum Berufsabschluss, beziehungsweise
bis zum ersten berufsbefähigenden Studienab-
schluss, kostenfrei sein muss. Auch das wird uns
nur gelingen, wenn uns der Bund unterstützt.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Dann wissen Sie ja, wen Sie wählen sollen, Herr
Kubicki!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Martin Schulz!)

Uns ist selbstverständlich klar, dass ein solcher Be-
schluss des Landtages nicht bedeutet, dass das Ko-
operationsverbot nächste Woche fällt. Es gibt zwi-
schen den Ländern unterschiedliche Interessen, die
sich nicht immer an der politischen Farbe festma-
chen lassen.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Gibt es da eigent-
lich eine Zurufzahl für?)

- Nein, Herr Kollege Dolgner. Ich gehe davon aus,
dass Kollege Kubicki weiß, dass er hier keine Rede
mehr angemeldet hat. Er möchte aber irgendwie in
seiner letzten Zeit hier noch stattfinden. Das ist der
Grund für diese stetigen Zwischenrufe.

Wir gehen davon aus, dass die Landesregierung mit
mehr Autorität auf Bundesebene auftreten kann und
muss, wenn sie auch in der neuen Legislaturperiode
ein entsprechendes Votum des Landtags hinter sich
weiß.

Wenn Sie es weiterhin schaffen, dass die zusätzlich
geplanten Rüstungsinvestitionen in Höhe von
30 Milliarden € stattdessen in Investitionen für
Schulbauten fließen könnten, hieße das für Schles-
wig-Holstein ein Schulbauprogramm in einer Höhe
von mehr als 1 Milliarde € durch Mittel des Bun-
des. Das wäre ein richtig schönes Ergebnis für die
Bildung. Insofern bitte ich um Zustimmung zu un-
serem Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Das Wort für die
CDU-Fraktion hat nun der Kollege Tim Brock-
mann.

Tim Brockmann [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Am Anfang Ihrer Rede, Herr Vogel, hatte
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ich noch das Gefühl, dass wir auf einer guten Ebene
sind. Am Ende wurde es doch Wahlkampf, so wie
wir es schon die ganze Plenartagung lang erlebt ha-
ben.

Es ist sicherlich ein wohlklingender Antrag: „Bil-
dung muss gemeinsame Aufgabe von Bund, Län-
dern und Kommunen sein.“ - Wer will dagegen
schon irgendetwas sagen? - Schaut man jedoch ins
Detail, so fällt einem schnell auf, dass wesentliche
Teile aus der „Nationalen Bildungsallianz“ stam-
men, die Ihr Kandidat mit den verbliebenen SPD-
Ministerpräsidenten Ende August vorgestellt hat.
Schon damals löste dieser Plan nicht das gewünsch-
te Feuerwerk aus, das die SPD sich in der Schluss-
phase des Wahlkampfes erhofft hatte.

Um vielleicht doch noch einen Knallfrosch zünden
zu können, haben Sie Ihren Antrag vorgelegt. Auch
hier findet sich nichts Neues, sondern nur die be-
kannten Wahlversprechen, die wir in den vergange-
nen Jahren viel gehört haben. Sie blenden dabei
völlig aus, dass die SPD fast ein Vierteljahrhundert
lang hier im Bundesland für die Bildungspolitik
Verantwortung getragen hat. Der von Ihnen kriti-
sierte Umstand, dass es immer noch einen nicht
hinnehmbaren Zusammenhang zwischen sozialer
Herkunft der Schülerinnen und Schüler und ihren
Bildungschancen gebe, hätte längst beseitigt sein
können.

(Beifall CDU und FDP - Zuruf Wolfgang
Kubicki [FDP])

Der Mangel an Lehrkräften und der unzureichende
bauliche Zustand vieler Schulgebäude ist nicht erst
seit Mai dieses Jahres bekannt, sondern das ernüch-
ternde Ergebnis sozialdemokratischer Bildungs-,
Finanz- und Kommunalpolitik der vergangenen
Jahrzehnte.

(Beifall Tobias Loose [CDU])

Nun soll es also der Bund richten, indem das Ko-
operationsverbot aufgehoben wird. Keine Frage:
Auch wir halten eine Debatte über die Aufhebung
grundsätzlich für richtig. Wir stehen zu den Be-
schlüssen des Landtages, aber ich glaube nicht, dass
die Aufhebung des Kooperationsverbotes ein All-
heilmittel ist, um zu mehr Bildungsgerechtigkeit zu
kommen.

Worüber klagen denn die Menschen in unserem
Land, wenn sie über Föderalismus reden? - Sie kla-
gen doch nicht darüber, dass irgendwelche Finanz-
ströme zwischen Bund und Ländern unübersichtlich
sind, sondern sie klagen über mangelnde Vergleich-

barkeit von Lehrplänen, Noten und Abschlüssen.
Das ist das zentrale Problem.

(Beifall CDU und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb haben wir uns in unserem Antrag auch
nicht auf die Aufhebung und das Verteilen der Gel-
der beschränkt, sondern wir wollen eine bundeswei-
te Diskussion über vergleichbare Qualität von Bil-
dung anstoßen.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Kubicki?

Tim Brockmann [CDU]:

Ja.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich wollte Sie nur
fragen, ob Ihnen die Studie der KfW bekannt
ist, der zufolge deutschlandweit 34 Milliar-
den € aufgewendet werden müssten, um die
Schulen insgesamt auf den Stand des aktuel-
len Baurechts zu bringen? Für mich ist es
sehr schwer vorstellbar, dass dies ein Land
allein stemmen kann. Deshalb fragt sich, ob
die Beteiligung des Bundes an solchen Maß-
nahmen nicht vielleicht sinnvoll sein könnte.

- Deshalb wollen wir ja auch eine Debatte darüber
anstoßen, wie man das machen kann.

Wir dürfen dabei aber nicht in unnötigen Zentralis-
mus verfallen. Anstatt nach französischer Denke
auf ein Bundesschulministerium zu setzen, das die
zentrale Bildungsplanung übernimmt, sollten wir
uns für mehr Vergleichbarkeit und mehr gemeinsa-
me Bildungsstandards einsetzen.

(Unruhe)

Das muss der Rahmen sein, innerhalb dessen wir
uns zwischen den Bundesländern auf einen sich ge-
genseitig befruchtenden Wettbewerb einlassen soll-
ten. Gerade weil Schule und Bildung zentrale The-
men für die Zukunft unseres Landes sind, macht der
Wettbewerb um die besten Bildungsideen durchaus
Sinn.

Wir sollten als Länder wieder den Mut entwickeln,
unsere verfassungsrechtliche Gestaltungskraft im
Bildungsbereich selbst unter Beweis zu stellen.
Herr Kubicki, lassen Sie uns deshalb mit dem Bund
in Ruhe über die Aufhebung des Kooperationsver-
botes sprechen. Dafür ist sicherlich nach der Bun-
destagswahl Zeit.
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Es muss aber klar sein: Wenn der Bund mehr Geld
geben soll, wird er auch mitreden wollen. In wel-
chen Umfang das geschehen kann, muss geklärt
werden. Für eine solche Debatte ist es besser, den
Fokus auf gemeinsame Standards und auf Qualität
zu legen, als jetzt die Versäumnisse der Vergangen-
heit mit Bundesgeld zu heilen. - Ich bitte um Zu-
stimmung zu unserem Antrag.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich nun der Abgeordneten Ines Strehlau das
Wort.

(Zurufe)

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Seit der Föderalismusreform 2006 haben die Län-
der quasi das Monopol in der Bildungspolitik. Bund
und Länder können nur noch

„aufgrund von Vereinbarungen zur Feststel-
lung der Leistungsfähigkeit des Bildungswe-
sens im internationalen Vergleich und bei
diesbezüglichen Berichten und Empfehlun-
gen zusammenwirken.“

So steht es seit 2006 in Artikel 91 b des Grundge-
setzes. Das hört sich kompliziert an und ist wohl
eher ein Kooperationsverhinderungssatz. Der Bund
darf also die PISA-Studie finanzieren, aber nicht
die Länder bei Bildungsausgaben unterstützen. Bil-
dung ist keine gesamtstaatliche Aufgabe mehr, son-
dern nur noch Ländersache.

Die Länder haben sich mit ihrer Zustimmung zu
dieser Grundgesetzänderung verrechnet. Für Bil-
dung allein zuständig zu sein, suggeriert Unabhän-
gigkeit und Gestaltungsmöglichkeiten. Wenn aber
die klamme Landeskasse es nicht zulässt, ausrei-
chend Lehrkräfte auszubilden und einzustellen,
wird nur der Mangel verwaltet und keine gute Bil-
dung gestaltet. Die Änderung des Grundgesetzes
war also ein Fehler. Das sehen inzwischen viele
Länder so.

2014 wurde deshalb das Kooperationsverbot von
der Bundesregierung immerhin für den Hochschul-
bereich gelockert. Hier können Bund und Länder
jetzt zumindest in Fällen von überregionaler Bedeu-
tung bei der Förderung von Wissenschaft, For-
schung und Lehre zusammenwirken. Schon damals
haben wir Grüne uns auch auf Bundesebene dafür

eingesetzt, das Kooperationsverbot für den gesam-
ten Bildungsbereich aufzuheben.

Deswegen freuen wir uns, liebe SPD, über Ihren
Antrag. Wir brauchen einen neuen Anlauf, das Ko-
operationsverbot auch für den Schulbereich zu
lockern. Auch im Jamaika-Koalitionsvertrag steht
diese Forderung. Die Landesregierung arbeitet im
Bundesrat schon an diesem Thema.

Wir brauchen Programme wie das Investitionspro-
gramm „Zukunft Bildung und Betreuung“, mit dem
der Bund von 2003 bis 2009 mit 4 Milliarden € den
bedarfsgerechten Auf- und Ausbau von Ganztags-
schulen unterstützt hat. Bau oder Renovierung von
Mensen, Räumen und Sporthallen für die Ganztags-
betreuung haben dadurch einen enormen Schub be-
kommen. Ohne diese Programme wäre der Ausbau
von Ganztagsschulen deutlich langsamer vorange-
kommen. Die Kommunen bekamen eine 90-%-För-
derung für ihre Projekte. Das war ein echter Anreiz
für die Schulträger. Nach Schleswig-Holstein flos-
sen damals 135 Millionen € an 244 Schulen. Das
war kein Pappenstiel.

Wir brauchen aber auch die strukturelle Unterstüt-
zung des Bundes. Bauen ist das eine. Um die Bau-
ten aber mit guter Bildung zu füllen, braucht es
Lehrkräfte, Sozialpädagoginnen und Sozialpadago-
gen, Ganztagskräfte und einiges mehr.

Schulbau und -sanierung, Ganztag, Inklusion, Digi-
talisierung sind einige Themen, bei denen wir alle
immer wieder darauf hinweisen, dass wir die Unter-
stützung des Bundes brauchen. Gleichwertige Le-
bensverhältnisse mit gleichwertigen Bildungschan-
cen gibt es nur mit ausreichender finanzieller Aus-
stattung in allen Bundesländern.

Wir als Konsolidierungsland haben uns im Bil-
dungsbereich mächtig ins Zeug gelegt. Aber wir
liegen bei den Bildungsausgaben immer noch ziem-
lich weit hinten. Bundesmittel würden uns da einen
großen Schub geben.

Nun konkret zu den Anträgen. Den SPD-Antrag
müssen wir leider ablehnen. Die Abschaffung der
Kita-Gebühren ist auch für unsere Koalition ein
langfristiges Ziel. Wir setzen den Schwerpunkt auf
einen Dreiklang aus Qualitätsverbesserung, Entlas-
tung von Eltern und Entlastung der Kommunen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Unser Koalitionsantrag fordert die Landesregierung
auf, sich im Bundesrat für die Aufhebung des Ko-
operationsverbots einzusetzen. Dazu hat sie bereits
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heute gerade im Bundesrat die Initiative einiger
Länder unterstützt.

Wir gehen mit unserem Antrag aber noch weiter.
Wir wollen den Bildungsföderalismus insgesamt
auf neue Füße stellen. Wir haben am Thema G 9
gesehen, dass Schulstrukturdebatten viel Unruhe
bringen und Kräfte binden, die sinnvoller für die in-
haltliche Arbeit eingesetzt werden können. Schule
muss sich verändern, weil sich die Gesellschaft ver-
ändert und damit die Anforderungen an eine gute
Bildung. Aber müssen sich Schulstrukturen so häu-
fig ändern?

Wir sehen, dass wir mit unserem Zwei-Säulen-Mo-
dell aus Gemeinschaftsschulen und Gymnasien im
allgemeinbildenden Bereich und den beruflichen
Schulen mit ihrem breiten Angebot eine Struktur
haben, die auch in anderen Ländern vorhanden ist
oder auf die sich die Länder zubewegen. Wir wis-
sen auch, dass sich eine riesige Mehrheit der Bun-
desbürgerinnen und Bundesbürger bundesweit eine
Angleichung wünscht. Auch bei der Qualität brau-
chen wir eine größere Vergleichbarkeit.

Wir haben die Beschlüsse zum Kooperationsverbot
und zum Bildungsföderalismus oft einstimmig ge-
fasst. Deshalb bitten wir auch für unseren Antrag
um Unterstützung. - Vielen Dank.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat
die Kollegin Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Der Bildungsföderalismus stellt das
Rückgrat des Länderföderalismus dar. Es sollte für
einen gesunden Wettbewerb unter den Bundeslän-
dern im Rennen um das beste Bildungsangebot sor-
gen. Es sollte auch ermöglichen, dass jedes Land
auf die eigenen Herausforderungen auch eigene
Antworten geben kann, weswegen wir immer ge-
sagt haben: Wir wollen keinen Bildungszentralis-
mus, aber wir wollen einen sinnvollen, echten, gu-
ten Bildungsföderalismus, der echte Chancenge-
rechtigkeit gibt. An dieser Stelle gibt es erheblichen
Verbesserungs- und Optimierungsbedarf, insbeson-
dere wenn wir auf das Kooperationsverbot schauen.

Das Verbot wurde damals beschlossen, um den Fö-
deralismus zu schützen und den einen oder anderen
Euro zu sparen. Es hat sich inzwischen aber als ver-
fassungsrechtliches Hindernis bei der Modernisie-
rung und Finanzierung unserer Schulen erwiesen.

Das wird ehrlicherweise kaum noch von jemandem
bestritten. Selbst Frau Merkel scheint sich bewegen
zu wollen. Auch Herr Schulz von der SPD

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Wer ist das?)

hat sich vor wenigen Wochen im Wahlkampf das
Kooperationsverbot auf die Fahnen geschrieben.

Allerdings tut er so, als sei er jetzt die Speerspitze
bildungspolitischer Innovation. Dabei stehen alle
Türen längst offen. Der Versuch, an dieser Stelle
Profil zu gewinnen, hat keinen Erfolg.

Auf wissenschaftlichem Gebiet ist das Kooperati-
onsverbot gefallen. Jetzt muss der gesamte Bil-
dungsbereich folgen. Wir müssen den Worten und
den Absichtserklärungen endlich Taten folgen las-
sen und auch unabhängig als Land auf die Abschaf-
fung des Kooperationsverbots drängen. Darauf ha-
ben wir uns im Koalitionsvertrag geeinigt.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Einen Fehler darf man an dieser Stelle nicht ma-
chen, nämlich zu glauben, dass mit dem Ende des
Verbots sämtliche bildungspolitischen Probleme
wie von Zauberhand gelöst seien. Liest man den
Antrag der Opposition, hat man den Eindruck,
manch einer scheint das zu glauben: Man müsse
nur genügend Geld aus Berlin bekommen, und
schon würden die SPD-regierten und bis vor Kurz-
em SPD-regierten Bundesländer aus dem Bildungs-
keller in die Beletage einziehen. Das ist zu einfach
gedacht. Die Hauptverantwortung für Bildung liegt
immer noch bei uns im Land. Erst wenn wir unsere
Hausaufgaben machen, kann Finanzhilfe aus Berlin
auch wirken.

Zusammen mit dem Kooperationsverbot sollte ein
weiterer Makel des Bildungsföderalismus angegan-
gen werden, die ungleichen Bildungsstandards der
Länder. Hier sollte für eine Angleichung gesorgt
werden. Auch das ist innerhalb der Koalition ein-
hellige Meinung.

(Beifall Kay Richert [FDP])

Es kann nicht sein, dass Schüler aus dem einen
Bundesland, die ein Abitur haben, ohne Probleme
ins Studium starten, während die anderen erst Vor-
kurse besuchen müssen, um den nötigen Wissens-
stand zu erreichen. Angleichung der Lehrpläne und
Abituraufgaben brauchen wir, aber - auch das
möchte ich betonen - diese Angleichung bedeutet
nicht das Absenken des Niveaus. Keine Einigung
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner!
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(Beifall FDP, CDU und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen darauf achten, dass die Standards auf
einem für alle gleich hohen Niveau liegen. Wir
wollen uns in diesen Dingen vielleicht eher an
Sachsen und Bayern als an Bremen orientieren.

(Vereinzelter Beifall AfD)

Um es zu wiederholen: Wir brauchen den Bildungs-
föderalismus in praktikabler und zeitgemäßer Form.
Die Aufhebung des Kooperationsverbots wäre ein
erster, aber entscheidender Schritt in diese Rich-
tung. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Volker Schnurrbusch [AfD])

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort hat nun für die AfD-Fraktion der Abge-
ordnete Dr. Frank Brodehl.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrtes Präsidium! Sehr geehrte Damen und
Herren! Sehr geehrte Gäste! Der Bildungsmonitor
2017 der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft
bescheinigt vielen Bundesländern gravierende
Mängel, was die Qualität ihrer Schulen, Kindergär-
ten und Universitäten angeht. Muss ich die Zahlen
für Schleswig-Holstein in Einzelheiten wiederho-
len? Platz 13 von 16! - Nein, ich erspare uns das.

Der vorliegende Antrag muss dennoch vor dem
Hintergrund dieser ernüchternden Bestandsaufnah-
me gesehen werden. Hier muss die Frage erlaubt
sein: Wer um Himmels willen eigentlich war für
nahezu eine Generation, abgesehen von einem kur-
zen liberalen Intermezzo - da habe auch ich noch
FDP gewählt -, für die Bildungspolitik in Schles-
wig-Holstein verantwortlich? - Sie sagen es: einzig
und allein die sogenannte SPD! - Oh, Herr Haber-
saat ist nicht mehr da, das „sogenannte“ nehme ich
zurück.

(Jörg Nobis [AfD]: Küstennebelkoalition!)

Sie haben permanente Schulreformen und Schul-
versuche gemacht, von der Integrierten Gesamt-
schule, die ach überstürzt war, über die handwerk-
lich schlecht gemachte Inklusion und die Abschaf-
fung von Zensuren, Grundschulgutachten, Vor-
schule bis hin zur Abschaffung der in der Bevölke-
rung hoch angesehenen Realschulen. Selbst die
Schreibschrift stand noch auf der Liste. Das pas-
siert, wenn Bildungspolitik ideologisch betrieben
wird.

(Beifall AfD)

Die entscheidende Frage nun aber lautet: Was ist
heute zu tun? Die oben genannte Studie fordert eine
Steigerung der Investitionen ins Bildungssystem
von jährlich 12 Milliarden €. Auch hier kennen Sie
die Begründung, sodass ich springen kann.

Eine weitere Studie, die Bertelsmann-Studie, rech-
net für das Jahr 2025 mit 8,3 Millionen Kindern
und Jugendlichen an allgemeinbildenden Schulen in
Deutschland. Das wären rund 1,1 Millionen Schüler
mehr als nach den Prognosen der KMK im Jahr
2013. Wenn das zutreffen sollte, fehlen uns in
Deutschland etwa 2.400 Grundschulen. Jetzt muss
also gehandelt werden.

Die Ausbildung von noch mehr Lehrern ist sofort in
Angriff zu nehmen. Die Planung und der Bau von
Schulgebäuden und die Sanierung von Schulgebäu-
den sind anzupacken. Die Zahl der Sozialarbeiter,
der Schulpsychologen ist zu erhöhen. Die Sprach-
förderung im Vorschulalter ist zu intensivieren,
zum einen durch eine Verkleinerung der Kita-Grup-
pen und zum anderen durch eine professionellere
Ausbildung der Erzieher. Wir brauchen dafür übri-
gens nicht immer nur Lehrer haben. Ich kenne viele
Erzieherinnen und Erzieher, die das wirklich top
machen. Die können wir dazu einspannen. Die las-
sen sich auch einspannen.

Aber in der Tat, vor diesem Hintergrund ist festzu-
stellen: Nur dann, wenn Bund, Länder und Kom-
munen dieses Mammutprojekt gemeinsam an-
packen, können die notwendigen Finanzmittel auf-
gebracht werden. Die Kommunen sind hiermit na-
türlich heillos überfordert; denn ohne Gegenfinan-
zierung werden sich wohl kaum alte Schulstandorte
wiederbeleben lassen, um nur ein konkretes Bei-
spiel zu nennen.

Konkret heißt das: Ja, die AfD stimmt zu, dass das
Kooperationsverbot zwischen Bund und Ländern
für den gesamten Bildungsbereich aufgehoben und
dafür Artikel 91 b des Grundgesetzes geändert
wird.

Da wir in dem SPD-Antrag aber zumindest in der
Begründung einmal mehr ideologisch motivierte
und zudem völlig unrealistische Maximalforderun-
gen finden, haben wir einen Alternativantrag einge-
bracht. Die Beispiele lasse ich jetzt mal weg. Diese
ideologische Forderung nach gebundener Ganztags-
grundschule taucht bei Ihnen seit 2010 immer wie-
der auf. Aber das überspringe ich jetzt.

Wir haben also einen eigenen Antrag eingebracht,
aus dem zwei Punkte hervorgehen, die den Gesamt-
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komplex berühren, aber auch sehr wichtig sind:
Erstens. Die Diskussion über bundesweit vergleich-
bare Qualität von Bildung, Bildungsgängen und -
abschlüssen muss endlich ernsthaft geführt werden.
Die Bevölkerung hat schlicht kein Verständnis
mehr dafür, dass sich in dieser Frage nur so lang-
sam und auch nur so wenig bewegt. Außerdem darf
Kulturhoheit der Länder selbstredend nicht angeta-
stet werden.

Die Vorstellung - das klang auch schon an -, dass
etwa Rot-Rot-Grün aus einen Bundesbildungsmini-
sterium von Berlin aus ideologisch motivierte Bil-
dungsinhalte vorgibt, ist für uns schlichtweg - - Ja,
da fehlen mir die Worte. Aber zum Glück brauchen
wir über eine solche Konstellation ja auch nicht zu
sprechen.

Die Verantwortung für die Bildung wird bei den
Ländern liegen bleiben müssen. Wir haben die
große Hoffnung, dass sich durch die neue Regie-
rung insoweit durchaus etwas bewegt, dass es ge-
nauso bleibt. Und daran werden wir uns beteiligen.

Meine Damen und Herren, unbedingt positiv bleibt
aber heute festzuhalten, dass offensichtlich Einig-
keit in dem Anliegen besteht, dass Bildung künftig
als Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern und
Kommunen angesehen wird.

Wir beantragen deswegen die Überweisung in den
Bildungsausschuss. Und ich hoffe einmal mehr -
kurz vor dem Wochenende -, dass Sie sich hierbei
nicht von parteitaktischen Überlegungen leiten las-
sen werden. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat nun
die Frau Kollegin Jette Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon einigerma-
ßen absurd: Alle betonen, wie wichtig Bildung für
unser aller Zukunft ist. Und allen ist klar, dass wir
deutlich mehr in Bildung investieren müssen.
Trotzdem sind dem Bund im Schulbereich noch im-
mer die Hände gebunden. Dabei ist doch auch mit
Blick auf unsere Schulen eines völlig klar: Sie ste-
hen vor vielfältigen Aufgaben und immer größeren
Herausforderungen, die nicht zuletzt auch durch
bundespolitische Entscheidungen entstehen.

Spätestens dann, wenn wir an die Integration Ge-
flüchteter oder an die Bekämpfung des Fachkräf-
temangels denken, sollte der Bund seiner Verant-
wortung durch die entsprechende Mitfinanzierung
gerecht werden. Alles andere macht aus Sicht des
SSW wenig Sinn.

(Beifall SSW und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vor diesem Hintergrund wird es sicher auch nie-
manden wundern, dass wir den übergeordneten For-
derungen des SPD-Antrags zustimmen können. Na-
türlich müssen wir an unserem Beschluss aus dem
Jahr 2014 festhalten und uns weiter für die Aufhe-
bung des Kooperationsverbots einsetzen. Mich
freut deshalb ausdrücklich, dass sich auch die Ja-
maika-Koalition zum Ziel bekennt, die verfassungs-
rechtlichen Hindernisse für die Beteiligung des
Bundes im vorschulischen und schulischen Bereich
zu beseitigen.

Der Bitte an die Landesregierung, sich im Bundes-
rat in diesem Sinne einzusetzen, können wir uns
auch anschließen. Wir sollten uns hier nichts vor-
machen: Neben dem Thema digitales Lernen und
dem Ausbau des Glasfasernetzes liegen auch in den
Bereichen Schulbau und Schulsanierung enorme
Aufgaben vor uns.

Noch dazu spricht die SPD in ihrem Antrag aus gu-
tem Grund die Ausweitung der Ganztagsangebote
an. Denn das ist auch so ein Thema, bei dem wir
wirklich dringend Tempo aufnehmen und deutlich
mehr Geld in die Hand nehmen müssen. Auch hier
haben wir immer betont, dass wir viel größer den-
ken müssen, um im internationalen Vergleich nicht
abgehängt zu werden. Die Tatsache, dass die Bun-
desländer bei der Finanzierung dieser zentralen Zu-
kunftsthemen mehr oder weniger auf sich allein ge-
stellt sind, ist alles andere als logisch.

Natürlich ist es auch beim Thema Kooperationsver-
bot und bei der Frage der Verantwortung für Bil-
dung wichtig, die Dinge differenziert zu betrachten.
Klar, der SSW ist für eine Aufhebung des Koopera-
tionsverbots für den gesamten Bildungsbereich.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Aber der SSW ist nicht für die Aufhebung des Bil-
dungsföderalismus. Das wird von manch einem
oder manch einer in diesem Zusammenhang ja ger-
ne gefordert. Doch die Länderzuständigkeit bei Bil-
dung und Kultur macht nicht nur vor dem Hinter-
grund der gewaltsamen Zentralisierung durch die
Nationalsozialisten Sinn. Der Bildungsföderalismus
sichert auch den nötigen Spielraum, um auf regio-
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nale Bedürfnisse und Besonderheiten Rücksicht
nehmen zu können. Und er ermöglicht eigene
Schwerpunkte im Schulwesen. Das ist für den SSW
ein ganz wichtiger Punkt.

Natürlich brauchen wir noch mehr Mobilität, und
die Systeme der Länder müssen kompatibler wer-
den. Es kann nicht sein, dass angehende Lehrkräfte
Abschlussprüfungen ein zweites Mal ablegen müs-
sen, wenn sie in einem anderen Bundesland in den
Beruf starten wollen. Auch die immer wieder ins
Feld geführten Probleme für Schülerinnen und
Schüler, die länderübergreifend die Schule wech-
seln müssen, sind bis heute ein Problem. Aber aus
unserer Sicht ist und bleibt es Aufgabe der Kultus-
ministerkonferenz, genau diese Hürden abzubauen
und auf gemeinsame Standards hinzuarbeiten.

Bildung muss grundsätzlich gemeinsame Aufgabe
von Bund, Ländern und Kommunen sein. Heute
sind wir noch immer weit von wirklich gleichen
Bildungschancen entfernt. Machen wir uns nichts
vor: Uns gelingt es längst nicht immer, das soziale
Erbe auszugleichen. Die wesentliche Vorausset-
zung für gleiche Chancen ist nun mal die Kosten-
freiheit, und zwar von der Krippe bis zum Hoch-
schulabschluss oder zum Abschluss einer Ausbil-
dung. Noch dazu liegen hier enorme Modernisie-
rungsaufgaben vor uns. Wenn aber alle Ebenen zu-
sammenarbeiten und sich eben auch entsprechend
finanziell beteiligen, wird uns das sicher gelingen. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Frau Kollegin.

Das Wort für die Landesregierung hat nun die Frau
Ministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur,
Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete! Meine Damen und Herren!
Ich glaube, es ist ein gutes Signal, dass trotz des be-
vorstehenden Termins der Bundestagswahl hier
doch offensichtlich Einigkeit in der Diagnose
besteht, dass die Zeit über das Kooperationsverbot
hinweggegangen ist. Es ist erwähnt worden: Es ist
inzwischen mehr als zehn Jahre her, dass im Rah-
men der zweiten Föderalismusreform die Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Ländern quasi unter-
bunden wurde, dass quasi eine Brandmauer einge-

zogen wurde und dem scharfen Wettbewerbsföde-
ralismus im Schulbereich und zunächst ja auch im
Hochschulbereich der Weg bereitet wurde.

Worum ging es ursprünglich? Ursprünglich ging es
um die Entflechtung von Kompetenzen. Frau
Strehlau hat es gesagt: Insoweit haben sich die Län-
der offensichtlich ziemlich stark verrechnet. Viel-
leicht war es von Anfang an eine Fehleinschätzung;
das mag dahinstehen. Aber es ist - und darüber sind
wir uns erfreulicherweise einig - im Hinblick auf
das Verfassungsgebot der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse eben keine brauchbare Ordnung
der Bund-Länder-Beziehungen gewesen.

Ich teile auch die hier schon mehrfach geäußerte
Einschätzung, dass die Bürgerinnen und Bürger,
dass Eltern, Lehrer und Schüler zunehmend weni-
ger Interesse daran haben, dass eine solche Rege-
lung nach wie vor gilt.

„Die Länder haben die Kompetenz, der Bund hat
das Geld“ - so hat es der Verfassungsrechtler Jo-
chen Wieland einmal zum Ausdruck gebracht. Das
Dilemma des Kooperationsverbots ist damit, wie
ich finde, hinreichend beschrieben.

Dass das so ist, ist inzwischen Einsicht quer durch
die Parteien und unabhängig davon, ob es sich um
ein A-Land oder um ein B-Land handelt; es gibt
sehr viele, die diese Auffassung inzwischen teilen.
Es ist gute Tradition in diesem Parlament. Ich habe
gelernt: 2014, aber auch schon 2010, also sehr weit-
sichtig, hat man diese Auffassung vertreten.

Die Problematik hat sich aber nach meiner Ein-
schätzung in den letzten Jahren deutlich verschärft.
Ich will dafür vier Faktoren nennen, warum ich das
so sehe.

Wir haben schon gehört - das ist auch meine feste
Überzeugung -: Die Digitalisierung stellt uns vor
Herausforderungen, die nicht erst in fünf Jahren
und nicht erst langsam, sondern jetzt wirklich ange-
gangen werden müssen. Ja, erste zarte Pflänzchen
hat es in der letzten Legislatur gegeben. Aber das
reicht eben hinten und vorne nicht. Und das könn-
ten wir auch als Land Schleswig-Holstein nicht al-
leine stemmen. Deshalb bin ich froh, dass über den
Digitalpakt trotz des Wahlkampfs weiter verhandelt
wird.

Ich bin guter Dinge - ganz unabhängig davon, wer
die Koalition bilden wird -, dass wir am Ende Milli-
ardensummen sehen werden, die dafür vom Bund
zur Verfügung gestellt werden. Aber es geht auch
um das Thema „Integration“. Wir haben gestern das
Thema „Familiennachzug“ diskutiert. Ich teile mit
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Nachdruck die Position, die die Jamaika-Koalition
vertritt, aber wir brauchen dafür auch zusätzliche
Mittel vonseiten des Bundes, um die wichtige Inte-
grationsaufgabe an den Schulen und übrigens auch
am Arbeitsmarkt weiterhin gut leisten zu können.

Der Ganztagsausbau ist genannt worden. Bei die-
sem Thema sind wir tatsächlich noch nicht dort,
Frau Waldinger-Thiering, wohin wir eigentlich
müssten. Ich halte die Festlegung auf den gebunde-
nen Ganztag für falsch.

(Beifall Claus Schaffer [AfD])

Aber wir brauchen dringend mehr und bessere
Ganztagsangebote, und dazu gehört auch der ge-
bundene Ganztag - aber eben nicht nur.

Auch die Inklusion ist genannt worden. Sie war vor
zehn Jahren noch kein so großes Thema, wie sie es
heute ist. In den letzten Jahren hat sich dabei viel
getan. Auch hierbei können die Länder und insbe-
sondere die ärmeren Länder es nicht schaffen, ein
vernünftiges qualitatives Angebot herzustellen, oh-
ne dass der Bund einspringt.

Allerdings, Herr Kubicki, muss man eines sagen:
Die 34 Milliarden €, die Sie genannt haben, sind
richtig. Aber man kann das Geld nur ein einziges
Mal ausgeben. Mit der Aufhebung des Kooperati-
onsverbots ist die Frage der Prioritätensetzung na-
türlich noch nicht abschließend beantwortet. Auch
das wird Gegenstand von Koalitionsverhandlungen
sein. Ich bin gespannt, ob sich die FDP dann auch
für die 34 Millionen € in den Koalitionsverhandlun-
gen einsetzen wird.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Milliarden!)

- Milliarden, Entschuldigung. - Die unflexible Ab-
kopplung der Finanzierung im Rahmen von Arti-
kel 104 b Grundgesetz ist nicht mehr zeitgemäß.
Das wurde im Hochschulbereich längst erkannt.
Ohne die derzeitige Hochschulfinanzierung des
Bundes wären viele unserer Hochschulen gar nicht
mehr in der Lage, ihrem Auftrag gerecht zu wer-
den.

Im Kita-Bereich ist viel passiert. Das ist gut. Bei
der Schulsanierung hat sich der Bund bereits zwei-
mal auf den Weg gemacht, ein 3,5-Milliarden-€-
Programm zur Verfügung zu stellen. Das gehört
auch zur Wahrheit dazu. Der Bund hat das längst
auch erkannt, und erste Schritte sind gegangen wor-
den. Aber das reicht uns nicht aus. Deshalb haben
wir uns als Landesregierung vorgenommen, dieses
dicke Brett anzugehen und nicht nur für die Aufhe-
bung des Kooperationsverbots, sondern darüber
hinaus auch für mehr Vergleichbarkeit und für eine

Angleichung der Schulsysteme in Deutschland al-
lerdings unter Respektierung des Bildungsföderalis-
mus einzutreten. Das will ich hier ganz deutlich sa-
gen.

Dabei darf man die Dinge nicht durcheinanderwer-
fen. Kooperationsverbot ist das eine, Bildungsföde-
ralismus ist das andere. Das Dritte ist eine stärkere
Vergleichbarkeit der Abschlüsse der Bildungsgän-
ge. Auch hierbei machen wir uns auf den Weg, ge-
meinsam mit den anderen Ländern und gemeinsam
mit dem Bund zu einer vernünftigen Lösung zu
kommen. Denn machen wir uns nichts vor: Wir
können hier darüber diskutieren, und wir können
das auch beschließen, aber am Ende brauchen wir
Verbündete im Bund, mit denen zusammen wir das
voranbringen.

Das haben wir uns vorgenommen. Daran werden
wir in den nächsten Jahren arbeiten. Ich freue mich
darüber, dass Sie alle der Landesregierung heute
den Rücken gestärkt haben, um bei diesem schwie-
rigen Vorhaben tatsächlich weiterzukommen. - Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und vereinzelt AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratungen.

Beantragt wurde, den Antrag Drucksache 19/170
sowie die Alternativanträge Drucksachen 19/209
und 19/214 in den Bildungsausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Dann ist dies mit den Stimmen der CDU-
Fraktion, der SPD-Fraktion, der Fraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP-Fraktion
und der Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen
der AfD-Fraktion abgelehnt.

Wir kommen somit zur Abstimmung in der Sache.
Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion der
SPD Drucksache 19/170 abstimmen. Wer zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist der
Antrag mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP-
Fraktion und der AfD-Fraktion gegen die Stimmen
der SPD-Fraktion und der Abgeordneten des SSW
abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Alternativantrag
der AfD-Fraktion Drucksache 19/214. Wer dem
Antrag zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
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zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Da-
mit ist der Antrag Drucksache 19/214 mit den Stim-
men der CDU-Fraktion, der SPD-Fraktion, der
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
FDP-Fraktion und der Abgeordneten des SSW ge-
gen die Stimmen der AfD-Fraktion abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP Drucksache 19/209 abstimmen. Wer dem
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Wer den Antrag ablehnen will, zeigt bitte jetzt
auf: Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist
der Antrag mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
FDP-Fraktion und der AfD-Fraktion gegen die
Stimmen der Abgeordneten des SSW bei
Stimmenthaltung der SPD-Fraktion - -

(Lars Harms [SSW]: Dagegen gestimmt!)

- Dann ist der Antrag mit den Stimmen der CDU-
Fraktion, der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der FDP-Fraktion, der AfD-Fraktion bei
der Gegenstimme des Kollegen - -

(Lars Harms [SSW]: Des SSW!)

- Des gesamten SSW. Das war genau meine Zu-
sammenfassung des Abstimmungsverhaltens von
eben. Bei Gegenstimmen des SSW und bei
Stimmenthaltung der SPD so beschlossen.

(Beifall Barbara Ostmeier [CDU])

Die Abgeordneten des SSW wissen wahrscheinlich
selbst am besten, wie sie abgestimmt haben.

Dann kommen wir jetzt zu Tagesordnungspunkt 3:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Hinterlegungsgesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/140

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 19/194

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin des In-
nen- und Rechtsausschusses, der Frau Abgeordne-
ten Barbara Ostmeier.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Mit Erlaubnis verweise ich auf die Vorlage.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Ich danke der Frau Berichterstatte-
rin. Wortmeldungen zum Bericht sehe ich nicht. Ei-
ne Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Ausschuss
empfiehlt, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen
kann es nicht geben. Dann ist dies einstimmig so
beschlossen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 8 a auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des schleswig-holsteinischen Abgeord-
netengesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der
Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/188

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 19/195

Ich erteile der Berichterstatterin des Innen- und
Rechtsausschusses, der Frau Abgeordneten Barbara
Ostmeier, das Wort.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Auch hierzu verweise ich auf die Vorlage.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Wie eingespielt, vielen Dank. - Ich danke der Be-
richterstatterin. Wortmeldungen gibt es nicht. Eine
Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Ausschuss
empfiehlt, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Dann ist das einstimmig so beschlossen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 9 auf:

Wahl eines Vertreters im Stiftungsrat der Stif-
tung Schloss Eutin

Wahlvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, AfD und der
Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/162

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse
über den Wahlvorschlag abstimmen und schlage Ih-
nen hierfür offene Abstimmung vor. - Widerspruch
höre ich nicht. Dann werden wir so verfahren. Wer
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dem Wahlvorschlag Drucksache 19/162 seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Dann ist das einstimmig so beschlossen. Damit ist
der Abgeordnete Tim Brockmann als Mitglied im
Stiftungsrat gewählt. Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall)

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 11 auf:

Wahl des Vorstandes des Büchereivereins
Schleswig-Holstein e. V.

Wahlvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, AfD und der
Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/164

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse
über den Wahlvorschlag abstimmen und schlage Ih-
nen auch hierzu offene Abstimmung vor. - Wider-
spruch dazu höre ich nicht. Dann werden wir so
verfahren. Wer dem Wahlvorschlag Drucksache
19/164 seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um sein Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Damit ist auch das einstimmig so be-
schlossen. Damit sind die vorgeschlagenen Abge-
ordneten Anette Röttger und Beate Raudies in den
Vorstand des Büchereivereins gewählt. Herzlichen
Glückwunsch!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Wahl der Mitglieder des Stiftungsrates der Kul-
turstiftung des Landes Schleswig-Holstein

Wahlvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/168

Eine Aussprache ist auch hier nicht vorgesehen. Ich
lasse über den Wahlvorschlag abstimmen und
schlage Ihnen hierfür offene Abstimmung vor. -
Widerspruch höre ich nicht. Dann werden wir so
verfahren. Wer dem Wahlvorschlag Drucksache
19/168 seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um sein Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltung? Dann ist dies mit den Stimmen der CDU-

Fraktion, der SPD-Fraktion, von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der FDP-Fraktion und der Abgeordne-
ten des SSW bei Stimmenthaltung der AfD be-
schlossen. Damit sind die Abgeordneten Anita
Klahn und Martin Habersaat als Mitglieder in den
Stiftungsrat gewählt worden. Herzlichen Glück-
wunsch!

(Beifall)

Ich rufe die Sammeldrucksache auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Absatz 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 19/186

Die Voten zu den einzelnen Tagesordnungspunk-
ten, zu denen eine Gesamtabstimmung nach § 63
Absatz 1 a der Geschäftsordnung vorgesehen ist,
entnehmen Sie bitte der vor Ihnen liegenden Druck-
sache 19/186. Voraussetzung für die Abstimmung
ist, dass keine Abgeordnete oder kein Abgeordneter
widerspricht. - Das ist nicht der Fall.

Kommen wir jetzt zur Abstimmung. Wer mit der
Übernahme der Empfehlungen entsprechend der
Sammeldrucksache 19/186 einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Damit hat der Landtag diese
Empfehlung einstimmig beschlossen.

Ich schließe nun die Tagung. Ich weise darauf hin,
dass die nächste Tagung am 11. Oktober 2017 um
10 Uhr morgens beginnt, wozu auch schon eingela-
den ist.

Ich wünsche uns allen ein schönes Wochenende
und unserer Demokratie eine hohe Wahlbeteili-
gung.

(Beifall)

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 13:02 Uhr
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